
Drei mal 300 Euro wollen die Be-
schäftigten des öffentlichen Diens-
tes im Land Berlin als Nachschlag 
für Einkommensverbesserungen, 
wie sie in anderen Bundesländern 
für die Jahre 2005 bis 2007 schon 
längst gezahlt worden sind. „Die 
Tarifmauer muss weg“, forderten 
Beschäftigte auf Kundgebungen 
und Aktionen, zuletzt am 21. No-
vember vor dem DGB-Haus Keith-
straße.

„Die Beschäftigten müssen wie-
der mehr Geld in die Portemon-
naies bekommen“, erklärte die 
ver.di-Verhandlungsführerin Astrid 
Westhoff und forderte vom Land 
Berlin endlich ein „verhandlungs-

fähiges Angebot“. Damit stehen 
die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes, wozu u. a. die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der staat-
lichen Bühnen zählen, allerdings 

exemplarisch da. Allerorten müs-
sen Gewerkschaften und Tarifkom-
missionen darum kämpfen, dass 
ordentliche Arbeit ordentlich be-
zahlt wird. Die Schnäppchenmen-
talität, mit der Löhne und Gehälter 
zu allgemeinem Sparpotenzial von 

Unternehmen – und eben sogar 
öffentlicher Hand – erklärt wer-
den, treibt Blüten. Runterhandeln, 
privatisieren, outsourcen und weg-
rationalisieren scheint die allge-
meine Devise. Für Renditen und 
Aktienkurse mag das gut sein. Dass 
solches Vorgehen dem Einzelnen, 
aber auch dem Gemeinwesen scha-
det, setzt sich als Erkenntnis bis-
lang nicht durch. Dabei ist klar: 
Wenn seit Jahren kein Inflations-
ausgleich gezahlt wird, aber Teu-
erungen – aktuell von Milch, Strom, 
Benzin und Gas – zu bewältigen 
sind, können sich die Bürger we-
niger leisten. Der reale Kaufkraft-
verlust ist auch volkswirtschaft-

lich gesehen schädlich, er bedroht 
wiederum Arbeitsplätze, wirkt sich 
im Staatssäckel aus und provoziert 
letztlich weiteres Drehen an der 
Einsparspirale. Billig kommt teuer, 
die alte Spruchweisheit stimmt 
immer noch. Auch deshalb ist der 
Kampf um Mindestlöhne ein ge-
sellschaftlich dringendes Anliegen. 
Und deshalb ist das Motto „Ge-
nug gespart“ eigentlich ein allge-
meingültiges. In der Forderung, 
dass gute Arbeit mehr wert ist, 
finden sich die öffentlich Bediens-
teten, die Briefzusteller, Verkäu-
ferinnen, Filmschaffende, Musik-
schullehrerinnen und freie Thea-
terleute einig. Bei ver.di. neh

Gute Arbeit nicht zum 
Schnäppchenpreis
Nachholbedarf bei Einkommen nicht nur im öffentlichen Dienst
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Die Tarifmauer 

muss weg!

Genug gefeiert! Drei mal 300 Euro sollten auch in Berlin für gute Arbeit im Portemonnaie ankommen. 
Weiterer Warnstreik im öffentlichen Dienst am 12. Dezember.
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Liebe Leserinnen!
Liebe Leser!
We i h n a c h t e n 
naht. Und da-
nach folgt ein 
Schaltjahr. Das 
sind die Fakten. 
Was draus zu 
machen ist, 
hängt von 
jeder und jedem Einzelnen ab, 
aber auch von gemeinsamen 
Anstrengungen. Herausgeber 
und Redaktion des Sprachrohrs 
wünschen Erkenntnisgewinn 
beim Lesen, dann aber erhol-
same Feiertage, einen guten 
Rutsch und für 2008 Gesund-
heit, Elan und Schaffenskraft!
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Inhalt
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Eigentlich müsste ein Sturm der 
Entrüstung durch dieses Land 

gehen. Vier Berliner Tageszeitun-
gen erfuhren erst durch ver.di, dass 
ihre Post vier Tage lang gefilzt wur-
de. Das Bundeskriminalamt gab zu, 
in je einem Brief an die Berliner 
Morgenpost und die BZ Bekenner-
schreiben der „militanten gruppe“ 
gefunden zu haben. Doch wer ga-
rantiert, dass nicht weitere Briefe 
abgefangen und ausgewertet wur-
den? Briefe von Informanten, die 
vielleicht einem Redakteur Mate-
rial zuschicken wollten? Die Re-
daktionen wurden nicht informiert, 
es war kein Rechtsvertreter der 
Verlage bei der Aktion anwesend. 
Der Informantenschutz war au-
ßer Kraft. Doch wirklich nur an 
diesen Tagen? Niemand von den 
Betroffenen weiß, ob nicht das 
BKA öfter Post kontrolliert. 

Die Jagd des BKA auf die terro-
rismusverdächtige „militante grup-
pe“ erinnert in ihrer Verbissenheit 
an die Hatz auf die RAF in den sieb-
ziger Jahren des vergangenen Jahr-
hunderts. Auch damals gerieten 
Menschen, die mit den Terroristen 
nichts zu tun hatten, plötzlich in 
das Visier der Ermittler. Und heu-
te? Das BKA stellte eine Homepa-

ge als eine Art Fangschaltung ins 
Netz und wertete die IP-Adressen 
der Besucher aus. Es könnten sich 
schließlich die Gesuchten darunter 
befinden. Artikel werden durch-
forstet, ob Begriffe wie „Prekari-

sierung“ und „Gentrification“ ver-
wendet wurden. Für uns als Ge-
werkschafter eigentümliche Fahn-
dungsansätze. Die Prekarisierung 
der Gesellschaft ist eines unserer 
Kernthemen. Nach der Logik des 

BKA müssten alle Hauptamtlichen, 
aber auch ehrenamtlich tätige Mit-
glieder von ver.di unter General-
verdacht stehen. 

Bei der Suche nach der „militan-
ten gruppe“ zog das BKA nach 

ver.di-Informationen auch Stasiak-
ten heran. Wie fast zwanzig Jahre 
alte Spitzelberichte jetzt bei der 
Fahndung hilfreich sein sollen, 
bleibt das Geheimnis der Ermittler. 
Erschreckend ist, dass das BKA of-

fenbar keine Berührungsängste 
mit dem DDR-Geheimdienst hat. 
Zum Glück hat der Bundesge-
richtshof den Terrorismusvorwurf 
jetzt verworfen. Ob das den Er-
mittlungseifer in vernünftige Bah-
nen lenkt, bleibt zu bezweifeln.

Die Entwicklung der vergange-
nen Monate mit Postdurchsuchung, 
Auswerten von IP-Adressen und 
Stasi-Akten, vor allem aber die vom 
Bundestag beschlossene Vorratsda-
tenspeicherung zeigen, wie schnell 
wir uns zum Überwachungsstaat 
entwickeln. Im September, bei der 
Demo gegen die Vorratsdatenspei-
cherung, trugen viele T-Shirts und 
Transparente das Bild von Bunde-
sinnenminister Wolfgang Schäu-
ble und die Aufschrift „Stasi 2.0“. 
Dies sollte den Regierungen von 
Bund und Ländern, aber auch den 
Ermittlungsbehörden eine Warnung 
sein: Ihr seid auf dem falschen 
Weg! Am 4. November 1989 de-
monstrierten über 1 Mio. DDR-Bür-
ger auf dem Alexanderplatz. Eine 
der Losungen hieß „Stasi in die 
Produktion“. Vielleicht werden wir 
in einigen Jahren ein Déjà-Vu erle-
ben, nur könnte die Losung dann 
heißen „Staatsschutz in die Pro-
duktion“. 

meinung6|07 sprachrohr

2

Halali auf 

Bürgerrechte und 

Pressefreiheit 

Auf ein Wort

Fo
to

: t
ra

ns
it/

C
. v

. P
ol

en
tz

Andreas Köhn, stellvertretender Leiter des ver.di 
Landesbezirks Berlin-Brandenburg

Er machte sich einst lustig über 
etliche Gebrechen des Landes DDR, 
was ihm, wie er schreibt, 1961/62 
„zwei Semester Haft wegen staats-
feindlicher Satire“ einbrachte. Und er 
machte sich seine Gedanken über 
das Zusammenwachsen vor 18 Jah-
ren: „In der deutsch-deutschen Be-
soffenheit jener Tage erhebe ich 
meine Stimme: „Westler“, rufe ich, 
„wir kommen. Aber ich warne 
euch: wir kommen nicht als Freun-
de, wir kommen als Verwandte!“ 
Und der Autor kommentiert: Kein 
Aas lacht!

Der Autor heißt Ernst Röhl, 
Jahrgang 1937, Mecklenburger von 
Geblüt. Sein neuestes Buch ist ei-
ne Sammlung von Scharfzüngigkeit 
und unfreiwilliger Komik. Röhl spot-
tet über die deutsche Sprache, ihren 
Gebrauch und ihre Reform, über 
die „deutscheste Sprache Deutsch-
lands, wenn nicht der Welt“. 

Er treibt es auf die Spitze: „Auf 
deutschen Bahnhöfen scheißen sich 

immer mehr Fahrgäste in die Ho-
sen. Erst wenn es zu spät ist, erklärt 
ihnen Bahnchef Mehdorn, dass 
das altdeutsche Bahnhofsklo gar 
nicht mehr Bahnhofsklo heißt, son-
dern schon längst McClean Point“. 

Röhl behauptet, er habe sich 
das neue Deutsch sozusagen im 
Schweinsgalopp beigebracht: The 
laptop – der Topflappen, The patch-
work – die Fliegenklatsche, The 
striptease-table – der Auszieh-
tisch…

Schon in seiner ostdeutschen 
Wohngegend, sinniert er, „hat-
ten wir seinerzeit in der zweiten 
deutschen Diktatur eine Produkti-
onsgenossenschaft des Tischler-
handwerks, und zwar stellten die-
se Tischler Särge her, prima Sär-
ge. Und darum hieß die Firma 
jahrzehntelang PGH Sargtischle-
rei. In der idyllischen Stadt Rathe-
now an der Havel gab es sogar ei-
ne PGH Sargtischlerei „Neues Le-
ben“. Im Laufe der jüngeren deut-
schen Geschichte ist die Bude 
mehrfach umbenannt worden: zu-
nächst in PGH Erdmöbel, danach 
in Erdmöbel GmbH.“ 

Ernst Röhl ist Schweriner, stu-
dierte von 1957 bis 1961 Journa-
listik in Leipzig, war Textdichter 

und Schauspieler im Studenten-
kabarett „Rat der Spötter“. Und er 
wurde – wie Peter Sodann und 
weitere – vom Bezirksgericht Leip-
zig wegen „fortgesetzter staats-
feindlicher Hetze“ zu einem Jahr 
Haft verurteilt. Danach war er Sä-
gewerker, Korrektor und Gieße-
reihilfsarbeiter, bevor er von 1965 
bis 1997 als Redakteur der Zeit-
schrift „Eulenspiegel“ arbeitete. 
Seitdem ist er freischaffend, schreibt 
bissige Kolumnen, liest aus sei-
nen Büchern (auch öfter vor Ge-
werkschaftern), geht mit Peter 
Sodann auf Tour. Das Internet 
nennt unter seinem Namen an 
die zwei Dutzend satirische Wer-
ke, wobei keines Dutzendware ist.

Das dicke Röhlbuch strotzt vor 
hintersinniger Sprache, vor scharf-
sinnigen Glossen, vor Erzählun-
gen voller Witz und Humor und vor 
pointierten Versen, prächtig illus-
triert mit Zeichnungen von Hans-
Eberhard Ernst.

Und wie sieht Röhl die neue 
Welt, die er nun auch schon ein 
paar Jahre kennt wie seine Wes-
tentasche?

„Hier stöhnt die Wirtschaft un-
ter der süßen Last der Maximal-
profite und müht sich, der Fettlei-

bigkeit des deutschen Volkes mit 
Hungerlöhnen abzuhelfen. Hier 
ist das Mekka des Lohndumpings 
– immer länger arbeiten für im-
mer weniger Lohn….

Übrigens wird Deutschland, 
wie die Vereinigten Staaten, am 
Hindukusch verteidigt. So was ver-
bindet. Darum empfängt die deut-
sche Kanzlerin den US-Präsiden-
ten so gern in meinem Heimat-
land Mecklenburg-Vorpommern. 
Immer wenn ich die beiden am 
Ostseestrand herumalbern sehe, 
sage ich mir: Die gehören zusam-
men wie der Wind und das Meer, 
obwohl doch Deutschland in der 
Weltrangliste der größten Waffen-
exporteure vorerst nur beschei-
den an dritter Stelle steht …“

Röhl weiß, dass er dafür nicht 
eingesperrt wird. Satiriker sind gern 
gehört und gelesen, doch ihre 
Spitzen prallen an den glatten 
Rüstungen der Berufspolitiker ab 
wie ein nasser Schneeball am Kli-
mawandel. Das deutsche Wähler-
volk merkt sich die Spitzen wohl… 

Hans-Hermann Krönert

Mit frRÖHLichem Gruße. Das dicke 
Ernst-Röhl-Buch, Eulenspiegel Verlag 
Berlin 2007, 224 Seiten, 19,90 Euro, 
ISBN 978-3-359-01688-5



hand von Bogen-Nummern und 
– nachlassender – Papierqualität 
lassen sich noch heute ziemlich 
sichere Einordnungen treffen. Die 
letzten Neuruppiner Kinderbe-
schäftigungsbögen entstanden in 
den 1920er Jahren. Da jedoch 
hatte die Fotografie das Medium 
längst überholt.

In der Medien Galerie werden 
noch bis 4. Januar 56 Exponate 
gezeigt, die einen guten Eindruck 
von der Wirkung und Motivviel-
falt der Ruppinschen Bögen ver-
mitteln. Wer noch mehr sehen 
oder Nachdrucke erwerben möch-
te, es gibt sie von etwa 40 Moti-
ven, sollte ins Museum nach Neu-
ruppin fahren.  Helma Nehrlich
www.mediengalerie.org bzw. www.
neuruppin.de

Die aktuelle Ausstellung in der 
Medien Galerie führt zurück in ei-
ne Zeit, da es weder Fernsehen 
noch Radio oder Illustrierte, nicht 
einmal Zeitungen mit Fotos gab. 
Stattdessen waren lithographier-
te und kolorierte Bilderbögen ein 
wichtiges Instrument, Zeitgesche-
hen im Bild festzuhalten. In vielen 
Haushalten fanden sich solche 
Darstellungen zu populären, un-
terhaltenden, auch belehrenden 
oder satirischen Themen, die für 
wenige Pfennige zu haben wa-
ren. Neuruppin galt als Hochburg 
der Herstellung solcher Einblatt-
drucke. Die bekannteste der drei 
Bilderbogen-Firmen, die von Gus-
tav Kühn, trug den Namen der Stadt 
geradezu in die Welt hinaus.

Das Museum in Neuruppin be-
herbergt hierzulande die umfas-
sendste Bilderbogen-Sammlung, 
auch wenn, wie Dr. Peter Schmidt, 
Leiter des dortigen Bilderbogen-
Dokumentationszentrums, zur Ver-
nissage erläuterte, mit 13.000 Blät-
tern nur ein Bruchteil der Motive 
überliefert ist. Was es da nicht al-
les gab: erbauliche Genrebilder, 
humoristische Darstellungen, Ge-
sellschaftsspiele, Anziehpuppen, 
Papiersoldaten und Hampelmän-
ner zum Ausschneiden, jede Men-
ge Konditorbilder, aber auch Dar-
stellungen von Kriegsgetümmel, 
Paraden und Grundsteinlegungen, 
Porträts und Ereignisse aus Kai-
ser- und Königshäusern. Die Bö-
gen wurden erstaunlich aktuell 

und zu erschwinglichen Preisen 
produziert  –  teilweise in Millio-
nenauflagen, mit Hilfe von Kolo-
rierschablonen oft in Heim- oder 

Kinderarbeit hergestellt. Und sie 
verschafften „den kleinen Leuten 
einen Eindruck von der weiten 
Welt“. Aus heutiger Sicht wirkt 
mitunter putzig, wie die meist 

anonym gebliebenen Zeichner 
exotische Tiere, ferne Länder oder 
massenhaft religiöse Motive fest-
hielten. Doch rufen pädagogi-
sche Drucke, etwa Schaubilder 
aus Flora und Fauna, in Ausfüh-
rung und Qualität auch noch im-
mer echte Bewunderung hervor. 
Das gilt speziell für Arbeiten der 
Firma Oehmigke & Riemschnei-
der, die in der Blütezeit der Bilder-
bögen, zwischen 1840 und 1890, 
mit Kühnschen Auflagen durch-
aus mithielt. Die Firmenarchive 
gingen leider verloren, doch an-

Der Hauptausschuss des Bran-
denburger Landtages hat An-

fang November die „Volksinitiati-
ve zur Einführung eines Sozialti-
ckets“ zugelassen. Von insgesamt 
32.400 Unterschriften wurden 
29.000 für gültig erklärt, was für 
die Qualität der Unterschriften-
sammlungen spricht. Nötig wa-
ren 20.000. 

Nun hat sich der zuständige 
Fachausschuss Infrastruktur und 
Raumordnung mit dem Anliegen  
beschäftigt. In der Beratung am 29. 
November wurde deutlich, dass es 
in der Regierungskoalition keinen 
politischen Willen für ein bran-
denburgisches Sozialticket gibt. 
„Ausflüchte und wenig Interesse 
an der Sache“ führten nach Ein-

von Seiten der Koalition eindeutig 
abgelehnt, ein breiter Bürgerwille 
missachtet, empören sich die Ini-
tiatoren der Volksinitiative, zu de-
nen auch ver.di gehört. Vor allem 
Kreise, in denen ein Sozialticket am 
nötigsten wäre, können es auf-
grund ihrer finanziellen Lage nicht 
anbieten. Der Verfassungsauftrag, 
gleichwertige Lebensverhältnisse 
im Land herzustellen, werde ge-
brochen. Das Parlament dürfte in 
seiner Dezember-Sitzung abschlie-
ßend  entscheiden. red.

schätzung von Anita Tack, verkehrs-
politische Sprecherin der Fraktion 
Die Linke, zur Ablehnung. Die von 
der SPD-Fraktion vorgelegte Be-
schlussempfehlung sieht vor, die 
in einigen Landkreisen und kreis-
freien Städten bereits eingeführ-
ten Sozialtickets im zweiten Quar-
tal 2008 zu evaluieren. Tarifver-
günstigungen im Sinne des Sozi-
altickets sind nach Ansicht der 
SPD „Angelegenheit der zustän-
digen Träger der Sozialhilfe“. Eine 
Verantwortung des Landes werde 

Kalt abgeschmettert
Koalition gegen Sozialticket für Brandenburg
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Pfennigkunst, die die Welt erklärte
Medien Galerie zeigt gegenwärtig 56 Neuruppiner Bilderbögen

Gefragter Bilderbogen-Experte: Dr. Peter Schmidt (links).

Foto: transit/v. Polentz

Jubiläum

777 Gewerkschaftsjubilare
Zu einer würdigen Jubilarfeier 
hatte die ver.di-Bezirksverwal-
tung Cottbus am 5. November 
ins Best Western Hotel Cottbus-
Branitz eingeladen. Über 200 
Gewerkschafter waren der Ein-
ladung gefolgt. Insgesamt 777 
Kolleginnen und Kollegen bege-
hen in diesem Jahr im ver.di Be-
zirk Cottbus ein rundes Gewerk-
schaftsjubiläum, darunter 30, 
die ihren Eintritt in die Gewerk-
schaft vor 60 Jahren feiern 
konnten. Zu den anwesenden 
Jubilaren gehörte der 85jährige 
Wilhelm Hietschold aus Schwarz-
heide, der am 1. November 1947 
in die Gewerkschaft eintrat. Ge-
werkschaftssekretär Ralf Franke 
betonte in seiner Ansprache, 
dass unter den Bedingungen der 
globalisierten Welt  den Gewerk-
schaften eine bedeutende Rolle 
zukomme im Ringen um die 
Stärkung der Interessenvertre-
tung für die Arbeitnehmer, um 
gerechte Löhne, um die Förde-
rung der Solidarität der Lohnab-
hängigen. 
Künstler des Staatstheaters Cott-
bus und des Tanzkreises „Alte 
Liebe“ erfreuten die Jubilare, die 
zuvor Urkunden und kleine Ge-
schenke in Empfang nehmen 
konnten.  hhk

Putzige Motive 

anonymer Zeichner
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se, überhört man geflissentlich. 
Der örtliche Betriebsrat sieht In-
formationspflichten und Mitbe-
stimmungsrechte verletzt. Und das, 
obwohl nach seiner Einschätzung 
fast ein Viertel aller 170 Beschäf-
tigten in irgendeiner Weise von 
den Umstrukturierungen betrof-
fen sind. Im Fall der Service-Be-
schäftigten und Dresser versuch-
te das Gremium sogar, Verhand-
lungen über Interessenausgleich 
und Sozialplan per Einstweiliger 
Verfügung zu erzwingen, verlor 
jedoch die Klage. „Zwei- bis drei-
mal pro Woche“ sehe man sich 
momentan bei Gericht. 

Das Outsourcing hat Methode: 
Die Stage Entertainment will sich 
so tarifvertraglichen Verpflichtun-
gen und sozialer Verantwortung 
entziehen, spart Lohnfortzahlun-
gen im Krankheitsfall und bei Ur-
laub, muss Betriebsvereinbarun-
gen nicht auf Fremdbeschäftigte 
anwenden. Weitere Zugeständ-
nisse stehen offenbar schon auf 
der Wunschliste: Einsparungen zu 
vorstellungsfreien Zeiten während 
der Berlinale, bei Produktionswech-
seln und Fremdproduktionen…

Die vier aus dem Vorderhaus-
Service werden ihren Platz so 
leicht nicht räumen. Doch zu-
nächst möchten sie, dass die Mu-
sical-Besucher am Potsdamer 
Platz wissen, was sie für satte 115 
Euro in der besten Platzkategorie 
am Samstagabend gleichsam 
zum Premium-Qualitätsverspre-
chen mit einkaufen: Zustände, 
die sich denen bei Lidl annähern: 
Mamma mia!  neh

 „Sternstunden zum Verschen-
ken – ein unvergessliches Erlebnis 
zu Weihnachten“ bietet die Sta-
ge Entertainment Deutschland in 
diesen Wochen auf ihrer Website 
feil. Auch viele Musical-Freunde aus 
Berlin und dem Umland werden 
in der Adventszeit oder zum Fest 
Karten für „Mamma Mia!“ ge-
kauft und verschenkt haben – um 
sich und die Lieben von der „gran-
diosen Inszenierung“ im Theater 
am Potsdamer Platz für ein paar 
Stunden „aus dem grauen All-
tag“ reißen zu lassen. Ein tolles 
Musical mit den 22 größten ABBA-
Hits versprechen die Veranstalter. 
– Blickt man hinter die Kulissen, 
scheint fraglich, ob das Publikum 
nur Superlative erwarten kann.

Heidi Wingert, Adriana Kolb,  
Corinna Frommold, und Jan Wol-
kenhauer arbeiten am Potsdamer 
Platz seit Jahren als Service-Mitar-
beiter im „Vorderhaus-Bereich“, 
also direkt im Kontakt mit den 
Gästen. Die allesamt jungen Leu-
te haben zumeist als Studenten 
hier begonnen, das Klima und die 
lockere Atmosphäre, aber auch 
die Vorteile einer Festanstellung 
schätzen gelernt, von der sie nun 
ihren Lebensunterhalt bestreiten. 
„Wir sind alle wie eine große Fa-
milie, haben wir immer wieder ge-

hört. Das sollte sich auch im Ser-
viceniveau widerspiegeln“, erklärt 
Adriana. Doch die vier sind abge-
meldet. Seit Anfang Oktober sind 
sie freigestellt, betriebsbedingte 
Kündigungen zum Februar dro-
hen. Sie sollen durch Hilfskräfte 
eines Service-Unternehmens ersetzt 
werden. 

AUSSEN HUI, INNEN PFUI

Die Idee mit den Fremddienst-
leistern ist nicht neu. Schon seit 
Mai 2004, als „Cats“ endete und 
die „Blue Man Group“ am Pots-
damer Platz einzog, begannen pa-
rallel solche „Zeitarbeiter“, die nur 
für die geleisteten Stunden be-
zahlt und allenfalls durch learning-
by-doing eingearbeitet werden. 
„Die Servicequalität hat dadurch 
gelitten“, ist Corinna überzeugt. 
„Da wird am Einlass nicht exakt 
kontrolliert, werden Tische nicht 
ordentlich gesäubert, da weiß eine 
Servicekraft auch mal nicht, wo 
Loge 4 ist oder die Behinderten-
toilette…“, ergänzt Jan. Was eher 
schleichend begann, bekommt 
jetzt richtig Fahrt: Im Vorderhaus-
Bereich sollen alle sieben verblie-
benen Festangestellten entlassen 
werden. Und Backstage geht der 

Kahlschlag weiter. Hier sind etwa 
zwanzig Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in Kostüm und Repara-
turschneiderei, speziell die soge-
nannten Dresser, betroffen. Die Ge-
schäftsführung hat zu Ende No-
vember – ungeachtet von Fristen 
– ihre Verträge nicht verlängert 
und will so Platz schaffen für Be-
schäftigte von Fremdfirmen. Das 
soll Kosten sparen und, wenn es 
in Berlin quasi als Pilot gelaufen 
ist, wohl bundesweit in den Sta-
ge-Häusern Schule machen. „In 
der Kantine, an der Kasse und in 
der Maske geht es dann womög-
lich weiter“, vermutet Heidi. „Dass 
Presse und Vertrieb zentralisiert 
werden sollen, verlautete schon 
offiziell.“

Empört sind die jungen Kolle-
ginnen und der Kollege, die alle-
samt der ver.di-Tarifkommission an-
gehören, auch über den Zeitplan. 
Bis Sommer 2007 hatte der gel-
tende Tarifvertrag Ausgliederun-
gen von Bereichen und Tätigkei-
ten ausgeschlossen. Kaum ist die-
ses Verbot gefallen, öffnen sich 
jedoch die Schleusen. Exakte Pla-
nungen oder Zahlen zu nennen, 
vermeidet die Geschäftsführung. 
Auch Angebote zu Gesprächen, 
ob sich Fremdvergabe durch in-
terne Einsparungen erübrigen las-

Waterloo im Vorderhaus
Jahresend-Kehraus im Musical-Theater am Potsdamer Platz

Viel Licht und viel Schatten. Stage-Entertainment-Haus am Potsdamer Platz in Adventsstimmung.

Foto: transit/v. Polentz
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Praktikum

Berufspraktikum in Europa
Interessenten, die über eine ab-
geschlossene Berufsausbildung 
verfügen (alle Branchen) oder  
ohne spezifischen Berufsabschluss 
im künstlerisch-kreativen Be-
reich sowie dessen Umfeld tätig 
sind, können sich ab sofort für 
ein drei- oder viermonatiges Aus-
landspraktikum bewerben. Die 
Mobilitätsprojekte „Arte Factum“ 
und „Homo Faber“ aus dem EU-
Programm „Leonardo da Vinci“ 
bieten die Möglichkeit, noch bis 
Februar 2008 nach Italien, Po-
len, Bulgarien, Frankreich, Litau-
en, Nordirland oder Spanien zu 
gehen.  Antragsformulare und 
weitere Informationen unter: 
www.europabildung.org oder 
Tel. 030/42 08 63 06.
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Vier Tage lang im Mai wurde die 
Post an die Berliner Zeitung, 

die Berliner Morgenpost, die BZ 
und den Tagesspiegel im zustän-
digen Postverteilzentrum „gefilzt“. 
Das Bundeskriminalamt suchte 
nach Bekennerschreiben der „mi-
litanten gruppe“ (mg), der seit 
sechs Jahren Brandanschläge an-
gelastet werden. Ein Brief an die 
Berliner Morgenpost und ein Schrei-
ben an die BZ wurden beschlag-
nahmt, kopiert und ausgewech-
selt. Die Redaktionen erfuhren 
davon erst am 8. November, als 
Andreas Köhn, stellvertretender 
ver.di-Landesbezirksleiter, die Chef-
redakteure informierte und eine 
Pressemitteilung veröffentlichte. 

Die Boulevardzeitung BZ wid-
mete dem Skandal in eigener Sa-
che am Folgetag die komplette 
Seite zwei. In seinem Kommentar 
reagierte Chefredakteur Walter 
Mayer fassungslos. Schließlich wür-
den alle Bekennerschreiben, aber 

auch Briefe, in denen Straftaten 
angekündigt werden, der Polizei 
übergeben. Außerdem sei das Blatt 
immer auf der Seite der Ermittler, 
wenn die Reporter über Verbre-
chen berichteten oder recher-
chierten. Mayer fragte in seinem 
Kommentar, ob die Polizei wirk-

lich das Recht hatte, tausende 
von Briefen zu kontrollieren. Er 
fragte nach dem Sinn der Aktion 
und warum das Blatt darüber 
nicht informiert wurde. Ganz of-
fensichtlich war die Redaktion, 
die sich immer auf der Seite von 
Recht und Gesetz wähnte, über-
rascht, so behandelt zu werden. 
Denn das Recht zur Postkontrolle 
hatte das BKA: Ein Bundesrichter 
hatte die entsprechende Erlaub-
nis erteilt.

Dabei könnten sich Journalis-
ten, aber auch normale Bürger, 
bereits als Verdächtige im Visier 
der Ermittler befinden, ohne dies 
auch nur zu ahnen. Während sich 
die Berliner Tageszeitungen noch 
in Aufruhr über die Kontrolle be-
fanden, informierte ver.di die Öf-
fentlichkeit am 9. November über 
den nächsten Skandal. Das BKA 
hatte im März 2007 eine beson-
ders kreative Variante der Fahn-
dung gewählt: Um endlich der 
„militanten gruppe“ habhaft zu 
werden, schalteten die Beamten 
eine Homepage und baten um 
Mithilfe bei der Suche. Das Kal-
kül: Die Gesuchten würden si-
cherlich auf diese Seite surfen, 
um sich zu informieren, was das 

BKA über sie weiß. Jeder Besu-
cher der Internetseite wurde aus-
gewertet, insgesamt 417 IP-Adres-
sen überprüft. Teilweise konnte 
das BKA anhand der Adressen 

bereits Verlage, Universitäten und 
Firmen isolieren. Wo dies nicht 
möglich war, wurde zum Beispiel 
bei der T-Com um Hilfe gebeten. 
Jeder Computer besitzt automa-
tisch eine IP-Adresse, die beim 
Besuch einer Internetseite erfasst 
wird. Theoretisch kann diese aus-
geblendet werden. Doch die we-
nigsten Internetnutzer wissen dies. 

„Nicht nur Journalisten, die sich 
beruflich informieren müssen, son-
dern auch unbescholtene Bürger, 
die sich für die Fahndungsaufrufe 
interessieren, gelangten so ins Fa-
denkreuz“, stellt Köhn fest. „Ei-
gentlich sollte die Polizei dankbar 
sein, wenn sich die Öffentlichkeit 
für ihre Fahndungsaufrufe inter-
essiert.“ 

Bereits zuvor hatte das BKA das 
Internet als Fahndungshilfe nach 

der „militanten gruppe“ entdeckt. 
In den Bekennerschreiben sollen 
Wörter wie „Prekarisierung“ und 
„Gentrification“ verwendet wor-
den sein. Für jeden Soziologen 
übliche Fachbegriffe, die auch von 
Gewerkschaftern benutzt wer-
den. Was zunächst lächerlich 
klingt, brachte vier Männern ein 
Ermittlungsverfahren ein. Darun-
ter befand sich der inzwischen 
bundesweit bekannte Soziologe 
Andrej H., gegen den, auch we-
gen öffentlicher Proteste, schließ-
lich der Haftbefehl aufgehoben 
wurde. Aber auch gegen drei Per-
sonen aus seinem Umfeld wurde 
ermittelt. Einer von ihnen, ein 
Journalist, hatte vor etwa zehn 
Jahren einen Artikel über die UCK 
geschrieben. In diesem Text wur-
den die Fahnder fündig und nun 
auch tätig: Während er arbeitete, 
klopfte es. Bevor seine Freundin 
die Wohnungstür öffnen konnte, 
hatte das SEK sie bereits aufge-
brochen. Erst durch diesen Ein-
satz erfuhr der Kollege, dass das 
BKA ihn verdächtigt, Mitglied der 
„militanten gruppe“ zu sein. Bis 
Redaktionsschluss waren die Er-
mittlungen noch nicht einge-
stellt.  sil

Fahndung kreativ
dju: Berliner Journalisten und Tageszeitungen im Visier des BKA

Bundesrichter 

erlaubte Filzen

Drei Tage nach seinem 96.Ge-
burtstag, am 18.Oktober 2007, ist 
unser Kollege Kurt Fergée gestor-
ben. Er hatte manches aufzuwei-
sen, das nur wenige für sich in An-
spruch nehmen können: Denn als 
1911 Geborener hat er das Jahr-
hundert mit allen seinen Höhen 
und Tiefen begleitet. So einer sam-
melt Lebensweisheit, und, wenn er 
mit offenen Augen durch die Welt 
geht, viel soziale Kompetenz.

Er war in Berlin-Kreuzberg ge-
boren und aufgewachsen, und in 
Kreuzberg hat er sein Leben lang 
gewohnt, die letzten 50 Jahre in 
derselben Wohnung nahe beim 
Haus der Buchdrucker in der Du-
denstraße. Ein guter Platz für ei-
nen Gewerkschafter, der mit 15 
als Buchbinderlehrling in die Or-

ganisation eingetreten war und 
nicht schlechthin Mitglied, son-
dern aktiv sein wollte. Mit seinem 
lebhaften, zupackenden Naturell 
wurde er bald Leiter seiner Jugend-
gruppe, später Betriebsobmann, 
der für die Interessen seiner Kolle-
gen eintrat. Er wirkte später folg-
lich 24 Jahre lang als hauptamtli-
cher Funktionär – für die Arbeit-
geber nie ein bequemer Verhand-
lungspartner. Und unverblümt be-
kannte er selbstkritisch im Ge-
spräch: „Manchmal hatte ich ei-
ne große Schnauze.“ Aber er hat-
te verinnerlicht, wozu ihn sein Va-
ter in der Jugend erzog: Nie zu 
Kreuze kriechen! Dabei ist er ge-
blieben – unnachgiebig zu sein, 
den Rücken nicht krumm zu ma-
chen – wenn ihm seine politisch 

linke Konsequenz auch nicht nur 
Freunde gewann, mitunter selbst 
in der eigenen Organisation.

So einer kann nicht untätig 
sein; kein Wunder, dass er auch 
als Rentner noch ehrenamtlich wirk-
te. Geistig hellwach, aber körper-
lich eingeschränkt, ist es ihm in den 
letzten Jahren wohl oft schwer ge-
worden, nur vom Sessel aus ne-
gative politische Entwicklungen 
beobachten zu müssen, ohne ein-
greifen zu können.

Kurt war 81 Jahre Gewerk-
schafter und damit wohl unser 
langjährigstes Mitglied. Sein Tod 
setzte einem unruhevollen wie 
beständigen Leben ein Ende. Das 
Wörterbuch definiert Urgestein 
als „Gestein, das seit seiner Ent-
stehung nicht mehr verändert 

worden ist“. In diesem Sinne kön-
nen wir mit vollem Recht Kurt 
Fergée als gewerkschaftliches Ur-
gestein in ehrendem Gedächtnis 
behalten. A.G.

Kurt Fergée, 1911 bis 2007.

Foto: transit/v. Polentz

Internet als 

Fahndungshilfe

Als Urgestein im Gedächtnis
Unser Kollege Kurt Fergée starb drei Tage nach seinem 96. Geburtstag



„Mehr Drehtage pro Produkti-
on und keine Arbeitszeiten über 
12 Stunden.“ – Diesen bescheide-
nen Wunsch äußerte eine Film-
schaffende, nachzulesen in der ak-
tuellen Studie „Vom Arbeiten und 
Leben in der Filmindustrie“, die die-
ser Tage in Berlin vorgestellt wur-
de. Initiiert vom ver.di-Projekt con-
nexx.av, beleuchtet diese Studie 
die Arbeitsbedingungen im Glit-
zergewerbe.

Die Befragung war eingebettet 
in die Initiative „5 statt 12“, mit der 
Filmschaffende auf die Ungerech-
tigkeit der verkürzten Anwart-
schaft für das Arbeitslosengeld I 
aufmerksam machen (Sprachrohr 
berichtete zuletzt in Ausgabe 2/07). 
Weil die Tarifvertragsparteien die 
gesetzlichen Fehler nicht alleine 
wettmachen können, ist die Poli-
tik gefordert. Deshalb luden das 
ver.di-Projekt connexx.av und der 
BundesFilmVerband (BFV) in ver.di 
Ende November zu einem Parla-
mentarischen Abend. Bisher hät-
ten sich nur die Oppositionsfrak-
tionen der Grünen und der Linken 
des Problems angenommen und 
parlamentarische Initiativen auf den 
Weg gebracht, erläuterte Frank 
Werneke, ver.di-Vizechef und Lei-
ter des Fachbereichs Medien. Dass 
die jedoch von den Regierungs-
parteien niedergeschmettert wur-
den, brachte die SPD-Kulturpoliti-
kerin Angelika Krüger-Leißner in 
Erklärungsnöte. Sie war als einzi-
ge Parlamentarierin erschienen, 
sonst kamen nur Referenten. 

Krüger-Leißner monierte, dass 
es „der Politik“ an verläßlichen Zah-
len fehle. „Sollen wir uns jetzt Jah-
re mit dem Beschaffen der ‚richti-
gen‘ Zahlen beschäftigen?“, kon-
terte Hansjörg Füting vom Produ-
zentenverband. „Zahlen sind völ-
lig egal – jedes Schicksal zählt“, 

sagte der Kameramann Jörg Geiß-
ler. Karsten Schneider von der Hans-
Böckler-Stiftung, die die Studie för-
derte, betonte: Die Zahl von 871 
Beteiligten an der Studie sei zwar im 
„streng wissenschaftlichen Sinn“ 
nicht repräsentativ, beleuchte aber 
sehr eindrucksvoll die Stimmung. 

Dass „Gefahr in Verzug“ ist, 
zeigt die Studie. Sie nennt extre-
me Belastungen, Verschlechterung 
der sozialen Absicherung, Ab-
schmelzen von Vermögen und Al-
tersvorsorge. Kritisiert werden über-
lange Arbeitszeiten und die Nicht-
vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie. Über 78 Prozent der Be-
fragten sind unzufrieden, mehr als 
57 Prozent schätzen die Zukunft 
der Filmwirtschaft instabil ein und 
26 Prozent wollen die Branche 
wechseln. Weil die Rahmenfrist für 
den Anspruch auf Arbeitslosen-
geld verkürzt wurde, fallen im-
mer mehr Filmschaffende in Hartz 
IV: die Zahl stieg von 25 auf knapp 
30 Prozent. Laut Umfrage erlitten 

durch die „Arbeitslosengeld-II-Fal-
le“ 25 Prozent finanzielle Einbußen, 
fast acht Prozent wurden in bran-
chenfremde Arbeit oder 1-Euro-
Jobs gedrängt. 

Hans-Werner Meyer vom Bun-
desverband der Schauspieler BFFS, 
brachte es auf den Punkt: „Es kann 
doch nicht gerecht sein, wenn 
wir in die Sozialkassen einzahlen, 
im Bedarfsfall aber durch Geset-
zesänderungen und bürokratische 
Hürden davon nichts haben.“ 
Schauspielerin Marion Kracht er-
gänzte: „Wir werden wie normale 
Arbeitnehmer gemessen, und das 
wird unserem Beruf nicht gerecht.“

Der 22. November war für Mat-
thias Z. ein Freudentag. Das Ge-
richt hob den schon ausgesetzten 
Haftbefehl gegen den 22jährigen 
Berliner Gewerkschafter und An-
tifaschisten auf. Die Staatsanwalt-
schaft hatte Z. gefährliche Körper-

verletzung vorgeworfen. Es besteht 
kein dringender Tatverdacht mehr. 
Der Vorwurf: Er und zwei Unbe-
kannte sollen im November 2006 
in der Nähe des Bahnhofs Lichten-
berg Stefanie P. und Sebastian Z., 
zwei bekannte Rechtsextremisten, 
geschlagen haben. Deswegen saß 
Z. zunächst mehr als drei Monate 
in Untersuchungshaft. Eine große 
Protestbewegung erreichte jedoch 
seine Freilassung. 

Der Beschuldigte hat vehement 
bestritten, überhaupt am Tatort ge-
wesen zu sein. Die Anklage stützt 
sich lediglich auf die Aussagen der 
beiden überfallenen Neonazis. Sie 
wollen Matthias Z. als einen der 
drei Täter erkannt haben. 

Der Freundeskreis von Matthias 
Z. vermutete einen Racheakt der 
Rechten. Schließlich sollte Mat-
thias Z. in einem Verfahren gegen 
Sebastian Z. aussagen. Dabei ging 
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Lösungen suchen – so 

schnell wie möglich

Der 21. Journalistentag von ver.di beschäftigte sich Ende November 
mit Newsdesks und multimedialen Umbrüchen in Redaktionen. 
Die dju Berlin-Brandenburg beteiligte sich mit einem Infostand.

Foto: transit/v. Polentz

Radikaler Wandel im Disput

es um den Überfall auf einen In-
formationsstand der Linkspartei in 
Berlin-Lichtenberg, an dem Sebas-
tian Z. beteiligt gewesen sein soll. 
Zweifel an den Aussagen des rech-
ten Pärchens haben sich im Pro-
zess verstärkt. Die Belastungszeu-
gen verwickelten sich in Widersprü-
che und mussten zugeben, Mat-
thias Z. nicht hundertprozentig 
wiedererkennen zu können. Kon-
frontiert mit der Tatsache, dass bei-
de auch in anderen Verfahren will-
kürlich sechs Antifaschisten schwe-
rer Straftaten bezichtigten, ver-
weigerten sie die Aussage. 

Stefan Jakob von der Solidari-
tätsgruppe für Matthias Z. sagte 
gegenüber dem Sprachrohr, dass 
nun nur noch ein Freispruch denk-
bar sei. Begleitet wird der Prozess 
von 20 Prozessbeobachtern, dar-
unter auch Mitgliedern von ver.di 
Berlin. Schon vor Prozessbeginn be-
gründete Constanze Lindemann, 
die Vorsitzende des verdi-Landes-
fachbereichs, das Engagement der 
Gewerkschaft: Durch Kriminali-
sierung und willkürliche Beschul-
digungen könnten Menschen da-
von abgehalten werden, sich ge-
gen Rechts zu engagieren. Das 
Verfahren findet nun hoffentlich 
ein rasches Ende. Es bleibt ein 
Skandal, dass Matthias Z. 101 Ta-
ge in Untersuchungshaft sitzen 
musste.  Peter Nowak

Haftbefehl aufgehoben
101 Tage U-Haft für Matti Z. bleiben ein Skandal

Willkür verhindert 

Engagement gegen Rechts

Durch Aktionen wie „5 statt 12“ 
und die Studie wachse bei Politi-
kern „die Einsicht, bei der Sozial-
lage im Filmbereich etwas zu ver-
ändern“, so Angelika Krüger-Leiß-
ner am Ende versöhnlich. Entspre-
chende Signale gebe es im Zu-
sammenhang mit Debatten über 
Veränderungen beim Arbeitslo-
sengeld. Ausdrücklich hätten SPD 
und CDU/CSU im November ver-
einbart, „für Saisonbeschäftigte 
und Künstler“ bei den Beratun-
gen im Deutschen Bundestag nach 
Lösungen zu suchen, und zwar 
„so schnell wie möglich“.  

 Günter Frech

Gefahr in Verzug im Glitzergewerbe
Studie: Filmschaffende beklagen schlechte soziale Absicherung und lange Arbeitszeiten 



Ostbesucher treffen alte Be-
kannte wieder. Sie können sich 

über ein Wiedersehen mit dem Mi-
nol-Pirol freuen oder über die Hei-
le-Welt-Hausfrauenidylle der rund-
lichen Johanna staunen. Sie legte 
verantwortungsbewussten Müt-
tern und Ehefrauen vor 50 Jahren 
von Sachsen bis Mecklenburg das 
Waschmittel Fewa ans Herz. West-
besucher – zu denen auch die Au-
torin zählt – erhaschen einen Blick 
auf eine fremde Warenwelt, de-
ren Ästhetik und Botschaften sich 
bei näherem Hinschauen gar nicht 
so stark von dem unterscheiden, 
was zur gleichen Zeit im Westen 
angesagt war. All dies ist zu erle-
ben in der Ausstellung „Werbung 
in der DDR“, die das Dokumenta-
tionszentrum „Alltagskultur der 
DDR“ in Eisenhüttenstadt seit Sep-
tember zeigt. Zu sehen sind ver-
schiedenste Werbemittel: Plakate, 
Anzeigen, Filme, Fassadenwer-
bung und Figuren.

Das Motto „Keine Konkurrenz 
in dem Sinne“, stammt aus einem 
Interview mit einem DDR-Werbe-
gestalter und verweist auf die Fra-

ge, warum es in einer Planwirt-
schaft überhaupt Werbung gab. 
Werbung soll über Gestaltung und 
Slogans Aufmerksamkeit erregen. 
„Immer funktioniert Werbung als 
Kunst im Alltag, sie spricht die 
Sinne an und soll Wünsche we-
cken“, sagt der Leiter des Doku-
mentationszentrums Andreas Lud-
wig. In der DDR wirkte Werbung 
unter besonderen politischen und 

gesellschaftlichen Bedingungen: 
Sie sollte ein Angebot präsentie-
ren und nicht eine unliebsame 
Konkurrenz ausstechen.

Im Laufe von vier Jahrzehnten 
hat sich die Werbung in der DDR 
stark verändert. Auftrieb bekom-
men habe sie, als 1953 der „Neue 
Kurs“ eine Steigerung der Kon-
sumgüterproduktion vorsah, er-
klärt der Historiker Ludwig. Bin-
nen weniger Jahre entwickelten 
sich vielfältige Produkte und Wer-
bestile. Einen weiteren Schub ha-
be es in den 60er Jahren durch 
das „Neue ökonomische System“ 
gegeben, das die DDR-Wirtschaft 
stärker auf individuellen Konsum 
einstimmen sollte. Die 50er und 
60er Jahre bildeten daher den 
Höhepunkt des Werbeschaffens 
in der DDR, was sich in der Aus-
stellung deutlich widerspiegelt. In 
den 70er Jahren sei die Produkt-
werbung für den Binnenmarkt zu-
rückgegangen und schließlich fast 
zum Erliegen gekommen.

Geworben wurde für den Bin-
nenhandel, den Außenhandel, für 
gesellschaftliche Anliegen und für 
Politik. Im Binnenhandel standen 
Produkte für den täglichen Bedarf 
und neu entwickelte Konsumgü-
ter im Vordergrund. Sie verkör-
perten den Wunsch nach einem 
modernen Leben: Elektrische Haus-
haltsgeräte, Transistorradios, Fo-
toapparate oder Kosmetika stan-
den für einen fortschrittlichen Le-
bensstil – eine Vorstellung, die auch 
die westlichen Gesellschaften präg-
te. Auf ihren Plakaten und Wer-
beanzeigen war die DDR schön. 
Inwieweit sich dies mit der Le-
bensrealität deckte, mögen Da-
beigewesene selbst entscheiden.

Die Ausstellung zeige ein Ideal-
bild der DDR, so Ludwig, das weit 
weg war von der Eintönigkeit des 
Warenangebots und den Käufer-
schlangen. Das, was verfügbar war, 
sollte präsentiert werden, bis hin 
zur Bedarfslenkung: „Mit der Wer-
bung wurde eine Art Ersatzpro-
pagandafeldzug betrieben“. Für 
Fisch oder Margarine wurde ver-
stärkt geworben, wenn Fleisch 
oder Butter knapp waren. Vier-
zehn „Produktbiographien“ zei-

gen jeweils ein Produkt und seine 
Werbung. So hängt etwa neben 
einer Vitrine mit Schachteln der 
Kosmetiklinie „Decenta“ das Pla-
kat einer feinen Dame, die sich 
für ihren Verehrer mit Decenta-
Produkten herausgeputzt hat. 
Überhaupt sind es fast ausschließ-
lich Frauen, die auf den Plakaten 
ein Produkt anpreisen – stets sau-
ber, ordentlich und adrett. Ironie 

oder gar Erotik haben kaum Platz. 
Vieles, was gezeigt wird, wirkt 
heute ein wenig putzig, ein wenig 
komisch, zum Teil anrührend naiv.

Begleittexte umreißen die The-
men knapp, ihre Subjektivität soll 
zur Auseinandersetzung mit den 
Exponaten und den Ausstellungs-
machern anregen. „Wir wollen Wi-
dersprüche zeigen, Haken im Kopf 
setzen“, betont Ludwig. Die Ge-
staltung sei distanziert, man leh-
ne sich an die Bauhaus-Ideen an. 
Das Dokumentationszentrum All-

tagskultur liegt mitten im sehens-
werten Kernbereich von Eisenhüt-
tenstadt, 1953/54 als Stalinstadt 
erbaut. Es widmet sich seit 1993 
der Aufgabe, Dinge zu sichern, 
die als Zeugen einer untergegan-
genen Kultur sonst wahrscheinlich 
verloren wären. Rund 100.000 Ob-
jekte – allesamt private Schenkun-
gen – wurden bereits gerettet. 
Man kaufe bewusst nichts an, er-
klärt Andreas Ludwig. Über diese 
„Ad-hoc-Methodologie“ erfahre 
man, was die Spender als bewah-
renswert betrachten. Seit 1996 
werden rund 1.000 ausgewählte 
Exponate in einer Dauerausstel-
lung gezeigt. Daneben gibt es im-
mer wieder Wechselausstellun-
gen, zuletzt etwa zur Wohnkultur. 
„Schön, wenn es uns gelingt, mit 
unseren Ausstellungen die Besu-
cher länger als eine Stunde zu 
fesseln“, wünscht sich Ludwig.

Ute C. Bauer

Die Ausstellung läuft bis 28. Septem-
ber 2008, Di. bis Fr. 13 bis 18 Uhr, Sa. 
und So. 10 bis 18 Uhr. Dokumentati-
onszentrum Alltagskultur der DDR, 
Erich-Weinert-Allee 3, 15890 Eisenhüt-
tenstadt, Tel.: 033 64 / 41 73 55, www.
alltagskultur-ddr.de 
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berichte

Haken im Kopf: Keine 
Konkurrenz in dem Sinne 
Museum in Eisenhüttenstadt zeigt „Werbung in der DDR“

Fischwerbung mit menschlicher Anmutung.

Was Spender für 

bewahrenswert halten

Werbung funktioniert als 

Kunst im Alltag

Minol-Pirol und Lottomännchen.

Fotos: transit/Ute C. Bauer
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„Es begab sich aber zu der Zeit, dass ein Gebot von dem Kaiser 
Augustus ausging, dass alle Welt geschätzt würde. Und diese Schät-
zung war die allererste und geschah zu der Zeit, da Quirinius Statt-
halter in Syrien war. Und jedermann ging, dass er sich schätzen 
ließe, ein jeder in seine Stadt …“. Viele haben dieser Tage die Wor-
te im Ohr: So beginnt die biblische Weihnachtsgeschichte von Jesu 
Geburt. Weihnachten ist Anlass, auch über den Wert des eigenen 
Lebens nachzudenken. Erfahren wir Wertschätzung? Was ist unse-
re Arbeit wert? Was können wir uns vom Wert unserer Arbeit leis-
ten, was uns wertvoll ist? Für viele Menschen fällt in Zeiten allge-
meiner Schnäppchenmentalität diese Antwort wenig erfreulich 
aus. Der Weihnachtsstern zerfällt in Bruchstücke. Die Splitter be-
leuchten Momentaufnahmen. In ihnen ste-
cken alltägliche Schicksale mit dem alltägli-
chen, von ver.di in vielen Facetten beglei-
teten Kampf um Wertschätzung. Es hät-
ten auch andere Geschichten sein kön-
nen. 2007 war voll von ihnen. Arbeit 
und Leben in Balance bringen zu 
können, bedeutet Mühe für den 
Einzelnen und eine große Auf-
gabe für die Gesellschaft. 
Nach wie vor. Denn nicht al-
le haben gute Chancen. 
Noch immer nicht.
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WERT DES LEBENS
WERT DER ARBEIT 

Eine Demo der anderen Art war es, zu der sich am 9. 
Oktober über 1000 lindgrün gekleidete Beschäftigte der PIN AG, rot bejackte Blitz-

Kurier-Zusteller sowie einige TNT-Mitarbeiter in Orange in Berlins Mitte versammelt hatten. 
Handgemalte Plakate trugen dramatische Aufschriften wie „Lieber Lohn und Brot statt Monopol 

und tot“ oder „Einmalig in Deutschland – ver.di opfert 50.000 Arbeitplätze“. Die Veranstalter – offi-
ziell der Betriebsrat der PIN mail – gaben sich alle Mühe, Empörung gegenüber dem zwischen ver.di und 

dem Arbeitgeberverband Postdienste ausgehandelten Mindestlohn 
von 8 bzw. 9,80 € für Postdienst-Zusteller zu demonstrieren. In 
den vorderen Reihen wurde unter den Augen der Chefs kräftig 

im „Briefdienstchor“ gesungen: „Wir wollen alle arbeiten ge-
hen, auch für weniger ist es schön“ und „aller Anfang, der ist 

schwer, sechs Euro sind doch auch schon fair“. Ein türkischen Beschäf-
tigter in den hinteren Reihen hohnlachte: „Die spinnen doch. Alle wollen 

mehr Geld. Ich auch. Ich bin nur hier, weil bei uns heute der Laden dicht ge-
macht wurde. Zugestellt wird erst morgen wieder…“ Inzwi-

schen gibt es den Briefzustellermindestlohn. Ob sich das Briefge-
schäft noch lohnt, wenn die neuen Dienstleister ab Januar 9 € und 

mehr zahlen müssen, wird sich zeigen. Momentan droht die PIN AG mit 
Entlassungen oder Schließung. 

Gar nichts verdienen manche 
Schriftsteller mit ihrer Arbeit, sie leben 
von etwas anderem. So ein Fazit der ers-
ten VS-Umfrage. Das Wenige wird ge-
drückt: Verlage senken Tantiemen unter das 
von ver.di ausgehandelte Niveau, Lesungen 
werden umsonst erwartet, Zuschüsse versagt. 
„Die Ergebnisse überraschen nicht“, wertet Gun-
nar Kunz vom VS-Vorstand. „Aber erstmals haben 
wir Fakten, um 
dem Senat 
ge   genüber 
argumen-
tieren zu 
k ö n -
nen.“
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Zwischen Engagement und 
Hartz IV pendelt Sänger Marc 

Mann. Der lyrische Tenor – So-
list für Oper- und Operette – 
machte 1994 seinen Abschluss. 

Noch nie hatte er eine Festan-
stellung. Drei bis vier Vor-

stellungen singt er monatlich 
für ein Berliner Theater, wird 

über die Agentur zu Gastspie-
len vermittelt. Honorarrückstän-
de daraus beziffert er inzwi-
schen auf ca. 5000 €. Ohne seine 

Mutter – pensionierte Lehrerin, die 
ihn unterstützt – käme er nicht zuran-

de. Das Arbeitsamt zahlt keine Korrepe-
titorstunden, die er fürs Vorsingen 

braucht. Die Konkurrenz ist groß. Der Druck 
auch – „man wird oft behandelt wie der letzte 

Depp“. Denn Geldgebern mangelt es nicht sel-
ten am künstlerischen Sachverstand. Vor Weih-

nachten singt 
Mann in Cin-

derella. „Ich 
habe noch 

viel vor."

We i h -
nachten 

soll ausfal-
len, wünscht sich 

Marie Kuhn. „Ich hab 
eh kein Geld für Geschen-

ke. Und mein Freund ist auch 
arbeitslos geworden.“ Die 22jähri-
ge ausgebildete Bürokauffrau hatte noch nie einen festen Job – 

trotz hunderter Bewerbungen. Geht sie Anzeigen nach, ste-
cken dahinter oft dubiose Offerten zu Schwarzarbeit oder 

Marketing auf eigene Kosten. „Niemand gibt mir eine 
echte Chance. Dabei möchte ich wirklich arbeiten, in 

einem Unternehmen Erfahrungen sammeln und 
endlich mal Geld verdienen.“ Sie hangelt von 

Zeitarbeit zu Praktika, macht auf dem Abend-
gymnasium ihr Abi nach. Tierpsychologin 

zu werden, wäre ihr Traum.   

Bitte hinten anstellen!

Foto: Aris Papadopoulos
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Mit dem 
Leben bezahlte 

der 53jährige Gerhard Wolf 
fremde Gier nach Geld. Kriminelle er-

schossen den Geldtransportfahrer vor einer 
Bankfiliale in Berlin-Reinickendorf und entrissen 
ihm die Tasche mit den Tageseinnahmen. Mitte 

November wurde der zweifache Familien-
vater in Spremberg beerdigt, 400 Men-

schen nahmen Abschied. Der ver.di 
Kollege war seit 1992 im Sicher-

heitsbereich beschäftigt und hatte 
als Betriebsrat und Mitglied der Tarifkom-

mission für faire Entlohnung im riskanten 
Job gestritten. Zwischen 5 und 8 € liegt 

der Stundenlohn. Geldfahrer kom  men 
so auf etwa 1220 € brutto – zu we-

nig. Da es keinen aktuellen Flä-
chentarif mehr gibt, hat ver.di 

den Berlin-Brandenburger Bun-
desverband der Geldwert-

dienste zu Tarifgesprä-
chen gebeten und 

verhandelt mit 
S e c u r L o g 

über Haus-
tarife. 

1 5 0 0 
E u r o 

Mindest-
lohn fordert 

ver.di für Verkaufspersonal. Zugespitzt hat 
sich die Tarifauseinandersetzung im Einzel-

handel im Weihnachtsge schäft. Weit 
über 10.000 Be schäftig te streik-

ten und protestierten. Das 
Arbeit geberan ge bot läuft 
auf drastische Ein kom-
menskürzungen hinaus. 

Gnadenlos 
runtergehan delt 

werden Honorare für 
Freie. Dirk Mahler, diplomier-

ter Fotograf aus Neuruppin, wird 
schweren Herzens weggehen. Die Zei-

tung, für die der 37jährige jahrelang arbeite-
te, schrumpfte das Fotobudget auf ein Minimum. 

Von der Mittelstandsgemeinschaft empfohlene Ta-
gessätze von 700-800 € sind in Brandenburg im 
Dumpingbereich von 150 € angelangt. Kilo-
metergeld wird nicht mehr gezahlt. „Da-
bei steigen die Kosten, Equip ments kos-
ten ein Vermögen und sind nach drei Jah-
ren veraltet.“ Der Markt für Fotografen 
wird immer schwieriger. In Niedersachsen 
rechnet sich Mahler bessere Chan cen aus, 
obwohl er seiner Heimat verbunden bleibt. Er 
fotografiert bereits für eine Uelzener Zeitung, 
die auf Qualität Wert legt und bezahlt. Kontakte 
in die Industrie bringen etwas lukrativere Aufträge 
als Lebensbasis. „Dann 
werde ich  Zeit für noch 

andere fotografisch 
anspruchsvol le 

Projekte ha-
ben“, hofft 

Mahler. 

Bitte hinten anstellen!

Foto: Aris Papadopoulos
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Die Theaterförderung aus 
dem Berliner Kulturetat beträgt 
194,5 Mio €. Die freie Szene 
bekommt davon 4,2 Mio €. 25 
freie Gruppen erhalten eine Ba-
sisförderung, 20 eine Einzel-
projektförderung und sieben 
eine Spielstättenförderung. Be-
sonders auf der bezirklichen Ebe-
ne sind im kommenden Jahr 
drastische Einschnitte zu er-
warten. In Mitte, Pankow und 
Friedrichshain wurden Stellen 
für die Betreuung der freien Sze-
ne gestrichen… Doch seit kur-
zem gibt es einen Landesver-
band Freie Theaterschaffende. 

Fragen an Vorstandsmitglied 
Eva-Karen Tittmann:

Wie kam es zur Gründung?
E.T.: Im Januar 2006 veranstal-

tete der Fonds Darstellende Küns-
te ein Symposium zur Situation der 
Freien Theaterszene, wo auch the-
matisiert wurde, dass es in Berlin 
bisher keinen Landesverband der 
freien Theaterschaffenden gab. Bei 
einer Theatertafel im November, 
hat sich dann eine Gruppe spontan 
zusammengetan, um einen Berli-
ner Landesverband zu gründen. 

Wir sind als Verein  berufs- und 
genreübergreifend organisiert. Auch 
Bühnenbildner oder Theaterpäda-
gogen, Produzenten oder Spielstät-
ten und Straßentheatergruppen sind 
vertreten. Die Bundesebene (BUFT) 
vereint alle Landesverbände. 

Was kennzeichnet die spezifische 
Situation der freien Theaterschaf-
fenden in Berlin?

E.T.: In Berlin gibt es eine Aus-
nahmesituation. Die Künstlerdich-
te ist einzigartig hoch, sie ist von 
einer hohen Fluktuation gekenn-
zeichnet, aber auch von Internati-
onalität. Es gibt durch die ver-
schiedenen Förderungen im Ver-
gleich mit anderen Bundesländern 
noch relativ viel Geld. Allerdings 
ist die Anzahl der freien Theater-
schaffenden gestiegen. Da in den 
institutionellen Häusern viel ge-
kürzt wurde, bewerben diese sich 
nun auch um die vorhandenen 
Förderungen. Daher ist es jetzt 
für Freischaffende viel schwieriger, 
an Projektgelder zu kommen. Be-
sonders Anfänger oder weniger 
bekannte TheatermacherInnen 
stehen in Konkurrenz mit dem 
Renommee dieser Einrichtungen. 
Es gibt kaum noch Raum für das, 
was gerade die Berliner Theater-
szene kennzeichnet: Experimen-
te. Es gibt auch ein strukturelles 
Problem, denn viele KünstlerIn-
nen bewegen sich ständig zwi-

schen Freiberuflichkeit, Festverträ-
gen und Nebenjobs. Die Last tra-
gen die KünstlerInnen, viele kön-
nen sich kaum ihre Krankenkasse 
oder eine Altersvorsorge leisten. 
Zum Teil arbeiten Theaterprofes-
sionelle in der Freien Szene kos-
tenlos und beziehen zum Lebens-
unterhalt Arbeitslosengeld II.

Was habt Ihr Euch vorgenommen?
E.T.: Wir wollen die Arbeitsbe-

dingungen der freien Theaterschaf-
fenden verbessern. Wir starten da-
her zusammen mit dem BUFT, dem 
Fonds Darstellende Künste und 
ver.di eine sozialwissenschaftliche 
Studie über die Arbeits- und Le-
bensbedingungen freier Theater-
künstler. Es gibt einzelne, aber kei-
ne umfassenden Studien mit fun-
dierten Zahlen. Wir befürchten 
z.B., dass es in einigen Jahren in 
diesem Bereich zu einer hohen 
Altersarmut kommen wird.

Förderung ist ein wichtiges The-
ma. Wir sind mit der Senatsver-

waltung in Kontakt, um gemein-
sam mit dem Tanzbüro die Über-
arbeitung der Förderkriterien zu 
gestalten. Es ist natürlich wün-
schenswert, einen Kompromiss zu 
finden, einerseits die Förderun-
gen breit zu streuen, andererseits 
aber auch größere Projekte mög-
lich zu machen. Außerdem wol-
len wir Berater zu Arbeitsbedin-
gungen sein, weil man dazu an 
den Theaterschulen kaum etwas 
hört, und natürlich Netzwerk und 
Interessenvertretung bieten. Zum 
Beispiel leistet der „Rat der Küns-
te“ in Berlin eine wichtige Lob-
byarbeit, für die freie Szene gab 
es da bisher keine Stimme.

Welche Förderungen gibt es für 
Freie Theater in Berlin?

E.T.: Es gibt die verschiedenen 
Senatsförderungen (Projektförde-
rung, Spielstättenförderung, Ba-
sisförderung) und die kleineren 
Fördertöpfe auf der Bezirksebene. 
Außerdem für Notfälle die Käthe-
Dorsch-Stiftung und auf Schloß 
Bröllin Arbeitsstipendien.

Praktisch kommt aber bei den 
KünstlerInnen immer weniger an. 
Wie kann man das ändern? 

E.T.: Das Potenzial ist erkannt. 
Aber die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen sind prekär.

Ein Problem liegt in der öffent-
lichen Wahrnehmung der freien 
Szene. Die Presse berichtet fast 
ausschließlich über die Produktio-
nen der großen Häuser. Für die 
freie Szene ist das ein Teufelskreis, 
denn um Anträge zu stellen, ist 
man auf Rezensionen angewie-
sen. In Berlin fehlt ein Medium für 
die freie Szene. Immerhin für den 
Tanz gibt es jetzt den „Tanzraum“, 
der alle zwei Monate erscheint. 

Was würdet Du Dir persönlich 
wünschen?

E.T.: Meine Arbeit als Produkti-
onsleiterin würde in der Wirtschaft 
mit 3 – 4000 Euro pro Monat ho-
noriert werden. Ich würde mir wün-
schen, dass auch künstlerische 
Arbeit wieder wertgeschätzt wird. 
Kultur ist eine der größten Errun-
genschaften, sie ist gut für die 
Seele. Durch Armut und Ausbeu-
tung leidet auch künstlerische Qua-
lität – Kulturschaffende sollen nicht 
aus den sozialen Netzen heraus-
fallen. Die Gesetzgebung muss den 
spezifischen Arbeitsbedingungen 
der freischaffenden Künstlerinnen 
und Künstler angepasst werden. 

Gespräch: Malah Helman

Freies Potenzial
Neu: Landesverband für freie Theaterszene

Eva-Karen Tittmann: Künstlerische Arbeit braucht Wertschätzung.

Foto: Malah Helman
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Theater und 
Bühnen
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Kontakte

Landesverband Freie Thea-
terschaffende Berlin
www.freie-theaterschaffende-
berlin.de
kontakt@freie-theaterschaffen-
de-berlin.de
Bundesverband Freie Theater:
www.freie-theater.de
Senatsförderung:
www.berlin.de/sen/kultur/in-
dex.html
Käthe-Dorsch-Stiftung:
www.berlin.de/ba-charlotten-
burg-wilmersdorf/extra/wis-
senswertes/lexikon/k_dorsch_
stift.html
Schloß Bröllin:
www.broellin.de 
Kulturämter der Bezirke
www.berlin.de/verwaltungsfu-
ehrer/kunst-kulturaemter
Hauptstadtkulturfonds:
www.berlin.de/hauptstadtkul-
turfonds/typo/index.php
Fonds Darstellende Künste:
www.fonds-daku.de
Kulturstiftung des Bundes
www.kulturstiftung-des-bun-
des.de
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Das Beste zuerst: Es gibt noch 
Reste vom „Leseland DDR“. Sie 
sicherten der Lesung, die sich der 
Mitgliederversammlung anschloss, 
den vollen Erfolg. Dagegen pass-
te zu der vorangegangenen Mit-
gliederversammlung ein Wort: 
betrüblich. 

Der Rechenschaftsbericht vom 
Vorsitzenden Helmut Routschek 
war eine Meisterleistung. Er ver-
mochte alle bekannt geworde-
nen Einzelaktivitäten agiler Bran-
denburger Schriftsteller Steinchen 
um Steinchen zu einem Lebens-
beweis-Puzzle zusammenzusetzen. 
Obwohl… Er räumte ein, wie sehr 
der Schrumpfungsprozess des Lan-
desverbandes fortgeschritten ist, 
wie wenig Unterstützung durch 
„Dritte“ von der verantwortlichen 
Ministerin, von Literaturbüro oder 
privaten Sponsoren unseren Pro-

Im kommenden Jahr werden die 
im VS Brandenburg organisierten 
Autoren sich wieder an einem 
bundesweiten Projekt beteiligen. 
Diesmal geht es um die Literatur 
Afrikas. Auch die Herausgabe ei-
ner zweiten Anthologie wird er-
wogen. Im Mittelpunkt der Dis-

kussion stand die Förderpolitik in 
Sachen Literatur im Land Bran-
denburg.“ Mag man sich den Bran-
denburger Schriftstellerverband 
kämpferischer wünschen, jünger, 
zahlreicher, erfolgreicher – er lebt 
und ich sage ihn nur deshalb tot, 
weil bekanntlich Totgesagte län-
ger leben.  Rüdiger Kurock

jekten zuteil wurde, welch er-
schreckende soziale Lage die ein-
zelnen Künstler eigentlich, aber 
eben doch nicht vollends verza-
gen lassen müsste… 

Wie sagt man das in „der Pres-
se“, also „nach draußen“? 

„Am Mittwoch, dem 7. No-
vember 2007, hat der VS Bran-
denburg sich in der Stadtbiblio-
thek Frankfurt (Oder) zu seiner 
diesjährigen Mitgliederversamm-
lung getroffen. Der Vorsitzende, 
Helmut Routschek, ging in sei-
nem Bericht insbesondere auf 
neu erschienene Bücher der Mit-
glieder ein und hob die Teilnahme 
am bundesweiten Projekt ‚Ver-
brannt. Vergessen?’ hervor. In-
grid Protze berichtete über die 
Arbeit des International Writers 
Congress (IWC), in dem sie bis 
Anfang des Jahres den VS vertrat. 
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Lebensbeweis
Brandenburger tagten diesmal in Frankfurt

die täglich zur Arbeit gingen“, wie 
sie in der Gestalt des vom Leben 
schon gebeutelten Jonas im Ro-
man „Einzug ins Paradies“ beson-
ders zum Ausdruck gekommen sei. 
Preißler weist des weiteren auf die 
„unscheinbaren Wunder der Wirk-
lichkeit“ und auf die „Schwächen 
der Menschen gegenüber der 
Dummheit so mancher Administ-
ratoren“ hin, die der Erzähler We-
ber zu entdecken und zu gestal-
ten vermocht habe. Wir hätten 
damals seine Bücher „sehr nötig“ 
gehabt. 

 So weit so gut – wenn Preißler 
gegenüber jener Dummheit igno-
ranter Administratoren zumindest 
des ehemaligen Bezirkes Frankfurt 
(Oder) seinerzeit seine nicht un-
gewichtige Stimme selbst ver-
nehmbar eingesetzt hätte. Demge-
genüber gelangte, bei aller sie ver-
bindenden Sympathie für die Visi-
on einer menschlichen Geborgen-
heit im Sozialismus, der unange-
passtere Weber schließlich zu ei-
ner wacheren, kritischeren Sicht. Er 
vermochte es in einem offenbar 
schmerzlichen Prozess, die wach-
senden Widersprüche zwischen ver-

Es ist Ehrensache und mehr, aus 
gegebenem Anlass auch der 

Kollegen zu gedenken, die auf 
dem gleichen Flecken Land leb-
ten wie wir und dabei redlich ver-
suchten, ihr Selbst durch das künst-
lerische Wort zu bewahren und zu-
gleich damit Einfluss zu nehmen.

So hatte der Landesverband 
Brandenburg des VS für den 7. 
November anlässlich des 20. To-
destages des in Fredersdorf be-

heimateten Hans Weber (1937 -
1987) zu einer Hommage eingela-
den. In der Stadtbibliothek Frank-
furt (Oder) wurden Texte zu und 
von Weber gelesen. Für den ver-
hinderten Helmut Preißler sprang 
Till Sailer ein und brachte dessen 
bereits 1997 entstandenen Versuch 
einer Würdigung von Webers Per-
sönlichkeit und Lebenswerk zu Ge-
hör. Preißler spricht darin von der 
„tiefen schmerzhaften Liebe“ We-
bers „gerade zu jenen Menschen, 

kündetem moralischen Mensch-
Sein und real sozialistischer Wirk-
lichkeit ebenso wie die globale 
Gefährdung der Menschheit durch 
Wettrüsten und Umweltzerstö-
rung zunehmend in seine Gestal-
tungen einfließen zu lassen.

Henry Martin Klemt las eine 
Partie aus dem Hauptwerk „Ein-
zug ins Paradies“ (1979 publiziert, 
1984 fünfteilige Verfilmung mit 
Kurt Böwe, erst 1988 [!] Sendung). 
Klemt verwies darauf, dass es bei 
Weber zuallererst um die Frage 
gehe, was Glück sei. Carmen Win-
ter bot Stellen aus „Vielgeliebter 
Belvedere“ zum Thema gebro-
chene Zuversicht.

In der Diskussion wurde der Ver-
wunderung Ausdruck gegeben, 
dass es von dem „liebenswerten 
Schriftsteller“, der speziell für jun-
ge Leute beeindrucken könnte, 
keine Neuauflagen gebe. Wün-
schenswert wäre, durch die Lektü-
re seiner, wenn noch vorhande-
nen Werke in den Bibliotheken 
die Erinnerung an Hans Weber 
aufzufrischen und die Frage sei-
ner Zeiten überdauernden Aktua-
lität zu prüfen. Dr. Rudolf Loch

Glück und gebrochene Zuversicht
Lesung als Hommage an den Schriftstellerkollegen Hans Weber
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Literatur

Totgesagte leben 

länger

Der liebenswerte 

Schreiber beeindruckte 

Neuerscheinungen

Kowalski, Paul Zbigniew – 
„Die goldene Mauritius“ Haag + 
Herchen Verlag 2007
Gustas, Aldona – „Berliner Ta-
gebuchGedichte“ Gedichtband 
2006 – Eremiten-Presse 
Kunz, Gunnar – „Organisation 
C.“. Krimi aus dem Berlin der 
Weimarer Republik, Sutton Verlag

Lesemarathon 2008

Der VS-Lesemarathon 2008 
wird in der Woche vom 31. 
März bis 4. April 2008 zu fol-
genden Themen stattfinden:
• „Geister, Gespenster, Er-
scheinungen“
• „Herzblut“ – Geschichten 
von Liebe und Leidenschaft, von 
Engagement und Mitgefühl
• „Früher oder später wird 
jeder mal zum Täter“– Ge-
schichten über kriminelle Aktivi-
täten aller Art gestern und heute
• „So ein Theater“– Wie konn-
te das passieren? Die Bühne des 
Lebens zu beleuchten – verrückt 
und kaum zu glauben
Bitte entschließt euch schnell 
und meldet bis 31. Dezember, 
wenn ihr Texte zu der einen 
oder anderen Schublade habt 
und lesen wollt. (Tel. 030/8866 
5403, anke.jonas@verdi.de)

Foto: transit/v. Polentz

Last Call



Geschafft!
Der Senat hat die Fortsetzung 
der ausgesetzten Honorarrege-
lung für die als Honorarkräfte tä-
tigen Berliner Musikschullehrer/
innen beschlossen. Damit findet 
ein fast zweijähriges Gezerre, in 
dessen Verlauf die Musikschul-
lehrkräfte mit vielen Aktionen 
bis hin zur Demo vor dem Roten 
Rathaus um ihre Rechte kämpf-
ten, ein zufriedenstellendes Ende.
Die Honorare werden ab dem 1. 
Januar 2008 um zwei Prozent er-
höht. Künftig sind sie wieder ent-
sprechend den Tarifabschlüssen im 
Land Berlin zu steigern. Die Fi-
nanzierung wird über Erhöhun-
gen der Unterrichtsentgelte vor-
genommen, die einmal jährlich 
in den Unterrichtsverträgen vor-
gesehen sind. Die bisher nur in 
einem Rundschreiben festgeleg-
te Honorarfortzahlung im Krank-
heitsfall für arbeitnehmerähnliche 
Personen ist nun Bestandteil des 
Beschlusses. Darüber hinaus hat 
der Senat beschlossen, sich an 
die Gesetze zu halten und den 
Arbeitnehmerähnlichen Urlaubs-
entgelt zu gewähren.
Die Tatsache, dass der Senat uns 
trickreich um die Erhöhung von 
2003 (2,3 Prozent) betrogen hat 
und auch die nächste Erhöhung 
statt ab August 2007 erst ab 
dem 1. Januar 2008 vorgenom-
men  wird, sollte nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass es uns ge-
lungen ist, den Sonderstatus der 
Musikschulhonorarkräfte lang-
fristig zu erhalten.  stg

Am 25. November 2007 wur-
den in der Philharmonie die künst-
lerischen und pädagogischen Er-
folge der Berliner Musikschulen 
unter großer öffentlicher Teilnah-
me gefeiert. Möglich wurde das 
sonntägliche Fest durch Sponso-
ring des Berliner Rotary-Clubs, ei-
ne Organisationsgruppe aus den 
Reihen der Musikschulen und nicht 
zuletzt durch die unermüdliche 
Arbeit der Lehrkräfte. 

Der renommierte Kriminologe 
Prof. Dr. Christian Pfeiffer wies in 
der Podiumsdiskussion erneut auf 
die positive Wirkung des Musizie-
rens auf die Kinder und Jugendli-
chen hin. Die sozial verbindende 
Kraft der Musik, die Lust an der 
Musik und am gemeinsamen Mu-

sizieren sei eine „Schutzimpfung 
durch Musik“. „Wir Kriminologen 
stehen hinter Ihnen und glauben an 
den Satz, den Herr Schily geprägt 
hat: ‚Wer Musikschulen schließt, 
gefährdet die innere Sicherheit‘“, 
so die Botschaft.

Um so befremdlicher war das 
Ausklammern der massiven per-
sonellen und strukturellen Proble-
me der Schulen. Statt mehr Stel-
len zu schaffen wird munter ge-

kürzt, zuletzt in Mitte um elf päd-
agogische Stellen. Die Musikschu-
len können ihre Aufgaben schon 
längst nicht mehr zufriedenstel-
lend wahrnehmen, weil es an fest-
angestellen, also fest eingebun-
den Lehrkräften fehlt. Der Unter-
richt wird zu 90 Prozent von Ho-
norarkräften erteilt, die sich sehr 
engagieren, jedoch völlig unzu-
reichend sozial und finanziell ge-
sichert sind. Das ist bundesweit 
ein trauriger Rekord.

Die „Schutzimpfung“ kann nicht 
erfolgreich sein, wenn die Imp-
fenden selbst unter ungeheuren 
Existenzängsten zu leiden haben 
oder – wie die wenigen verbliebe-
nen Festangestellten in Berlin – be-
reits jetzt bis an die Leistungs-
grenze belastet sind.

Die Berliner Musikschulen zäh-
len zu den gefragtesten Bildungs-
einrichtungen des Landes, obwohl 
Schülerinnen, Schüler und Eltern 
für den Unterricht tief ins Porte-
monnaie greifen müssen. Dafür 
dürfen sie eine hohe Qualität er-
warten in einer Einrichtung, die 
dem Wort „Schule“ in vollem 
Umfang gerecht zu werden hat. 
Die meisten von ihnen wissen gar 

nicht, dass ihre Lehrerinnen und 
Lehrer aus Leidenschaft für die 
Musikschule, aber oft auch aus 
Angst vor Jobverlust für eine Viel-
zahl von Zusatzleistungen gar nicht 
oder nur lausig bezahlt werden. 

Der Senat von Berlin drückt sich 
jedoch konsequent, dies anzuer-
kennen. Er verhält sich seit vielen 
Jahren beratungsresistent gegen-
über allen pädagogischen und ge-
sellschaftspolitischen Argumenten. 
So ist es dann wohl auch keine 
Überraschung, dass sich weder 

der zuständige Senator Zöllner 
noch sein Staatssekretär auf der 
Veranstaltung blicken ließen. Und 
das hat es auf Berliner Musik-
schultagen bisher noch nicht ge-
geben: Die Veranstalter selbst ha-
ben – womöglich aus Sorge vor 
Kritik – die Lehrkräfte auf dem 
Podium nicht zu Wort kommen 
lassen. 

Die Fachgruppe Musik hat am 
26. November 2007 gegen den 
Stellenabbau protestiert und den 
Senat erneut aufgefordert, die 
Bezirke in die Lage zu versetzen, 
ihre Musikschulen mit deutlich 
mehr festen Stellen ausstatten zu 
können. Stefan Gretsch

Impfschutz ist gefährdet
Berliner Musikschultag ohne strukturelle und personelle Debatten
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Musik

Das Jahr 2007 war sehr ereig-
nisreich. Im Vordergrund standen 
für uns der Senatsbeschluss zu 
den Honoraren und leider auch 
die zunehmenden Streichungen 
an den Ostberliner Musikschulen, 

wovon besonders hart Marzahn-
Hellersdorf, Pankow und nun auch 
Mitte betroffen sind. Der Blick 
auf die Westberliner mit ihrer 
schlechten Stellenausstattung ist 
im Rahmen der Kostenleistungs-
rechnung und der Ausgleichsbe-
mühungen zwischen den Bezirken 
allzu verführerisch. Selbst „Die 
Linke“ mischt hier unerbittlich 

beim Streichen mit. Noch immer 
wird ignoriert, dass in Westberlin 
ein jahrzehntelanger Stellennot-
stand herrscht und das Funktio-
nieren der Schulen sehr auf das 
freiwillige, meist unbezahlte Wir-
ken der Honorarkräfte zurückgeht.
Man findet normal, dass vieles, 
was eine „Schule“ ausmacht, dort 
oft nicht befriedigend umgesetzt 
werden kann. 

Der neue Prozess des Qualitäts-
managements macht dies deutlich: 
Honorarkräfte, die sich in diesem 
Bereich organisatorisch engagie-
ren, werden gar nicht oder unzu-

reichend vergütet. Früher nannte 
man so etwas Ausbeutung. Heu-
te sind das wohl so etwas wie 
Werbungskosten, allerdings nicht 
steuerlich absetzbar. 

Für 2008 hat sich die Fachgrup-
pe Musik vorgenommen, sich ver-
stärkt um die Bezahlung von Zu-
satzaufgaben zu kümmern. Ge-
spräche mit dem Bundesverband 
deutscher Musikschulen und de-
ren Landesverband Brandenburg 
zum Thema „Situation der Hono-
rarkräfte an Musikschulen“ sind 
aufgenommen, der Konsens scheint 
hier sehr hoch zu sein.

Auch der ver.di Bundeskon-
gress hatte seine Wirkung auf die 
Fachgruppe. Es gibt einen neuen 
Bundesfachgruppenvorsitzenden 
und endlich eine Kulturbeauftrag-
te, Kollegin Regine Möbius (Schrift-
stellerverband) aus Leipzig. 

Die parallel dazu wieder ins Le-
ben gerufene AG Kultur (im Kern 
bestehend aus den Bundesvorsit-
zenden der vier Kunstfachgrup-
pen) wird sie in ihrem wichtigen 
Amt unterstützen und begleiten.

Es gibt also auch im kommen-
den Jahr reichlich zu tun – packen 
wir‘s an!   stg

Der Vorstand der Fachgruppe 
Musik wünscht allen Mitgliedern 
eine besinnliche und frohe Weih-
nachtszeit sowie ein gesundes 
und erfolgreiches 2008.  

Es bleibt viel zu tun
Zusatzaufgaben müssen künftig bezahlt werden

Oft lausig oder gar 

nicht bezahlt

Lehrkräfte kamen auf 

Podium nicht zu Wort

Jahrzehntelanger 

Notstand an Stellen



Mit einem klaren Prozessgewinn 
endete das Kündigungsschutzver-
fahren des Herlitz-Kollegen Frank 
Scholz (Name geändert) Anfang 
November. Das Arbeitsgericht Ber-
lin entschied, dass die Kündigung 
des langjährig Beschäftigten nicht 
zulässig war. Damit hat ein mona-
telanges Ränkespiel beim Büroar-
tikelanbieter Herlitz zumindest ein 
vorläufiges Ende gefunden.

Für Frank Scholz fing der Ärger 
bereits 2006 an: Im Zuge einer um-
fassenden Umstrukturierung des 
Herlitz-Konzerns war unter ande-
rem die Arbeitszeit von 38,5 auf 
40 Stunden heraufgesetzt worden. 
„Seitdem gab es ständig Unregel-
mäßigkeiten bei den Abrechnun-
gen“, stellte Frank Scholz fest. 
Mit anderen Kollegen beschwer-
te er sich im Personalbüro und bei 
Vorgesetzten – ohne Erfolg. „Die 

weigerten sich schlicht, das uns 
zustehende Geld zu zahlen.“ Die 
langjährige Herlitz-Fachkraft ließ 
nicht locker und machte sich wei-
ter für korrekte Abrechnungen und 
Zahlungen stark.

Die Reaktion der Geschäftslei-
tung folgte schnell, Scholz wurde 
zum 1. Januar 2007 in eine ande-
re Abteilung versetzt, wo er nicht 
seiner Qualifikation entsprechende 
Arbeiten ausführen musste. Frank 
Scholz blieb gleichwohl hartnä-
ckig: „Ich habe weiter versucht, 
meine Forderungen nach korrek-
ter Bezahlung durchzusetzen und 
mir zu dem Zweck einen Anwalt 
genommen.“ Schließlich gab ihm 
sein Arbeitgeber sogar schriftlich, 
dass er nicht bereit sei, das aus-
stehende Geld zu bezahlen. 

Frank Scholz klagte die ihm zu-
stehenden Leistungen ebenso ein 

wie die Rückkehr an seinen ange-
stammten Arbeitsplatz.

Ende Juli 2007 erhielt der Mit-
arbeiter seine Kündigung. Selbst-
verständlich gab es keinerlei Hin-
weis darauf, dass sich Herlitz nun 
eines unbequem gewordenen Be-
schäftigten entledigen wollte. Die 
Entlassung von Frank Scholz und 

acht weiteren Beschäftigten wur-
de vielmehr mit den noch nicht 
abgeschlossenen Umstrukturie-
rungen begründet.

Zu diesem Zeitpunkt war bereits 
143 Beschäftigten gekündigt wor-
den, 24 weiteren drohte noch die 
Entlassung. „Frank Scholz gehör-

te jedoch zunächst nicht zu die-
sem Kreis“, weiß man im ver.di-
Fachbereich Medien. „Er arbeitete 
schließlich in einer Abteilung, die 
im 2006 vereinbarten Interessen-
ausgleich überhaupt nicht vor-
kam.“ Doch nach seinen hartnä-
ckigen Nachzahlungsforderungen 
war Scholz offenkundig nachträg-
lich auf die Liste gesetzt worden.

Die schriftliche Begründung des 
Arbeitsgerichtsurteils lag bei Re-
daktionsschluss noch nicht vor. 

Nach der Gerichtsentscheidung 
hat Frank Scholz umgehend über 
seinen Anwalt die Weiterbeschäf-
tigung bei Herlitz beantragt. Das 
Unternehmen wiederum kündigte 
Widerspruch gegen das Urteil an. 
So dürfte das gesamte Verfahren 
im kommenden Jahr vor dem 
Landesarbeitsgericht neu aufge-
rollt werden. Gudrun Giese
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Kündigung abgeschmettert
Herlitz-Mitarbeiter gewinnt vor Berliner Arbeitsgericht

Korrekte Beahlung 

hartnäckig gefordert

Gern hätten die Freienvertreter 
im RBB einen modernen neuen 
Tarifvertrag ausgehandelt, der Pro-
gnosen und Zwangspausen über-
flüssig macht. Dazu war der RBB 
nicht bereit. Erfreuliche Zugeständ-
nisse konnten die Gewerkschaf-
ten ver.di und djv jedoch bei den 
Inhalten des Paragraphen 12a des 
Tarifvertrags für arbeitnehmerähn-
liche Personen erreichen. Darin sind 
die Mindestbedingungen für die 
soziale und wirtschaftliche Absi-
cherung festgeschrieben – Urlaubs-
geld, Krankengeld oder Ankündi-
gungsfristen. Dieser Tarifvertrag 
gilt für alle freien Mitarbeiter, die 
mindestens 42 Tage im Halbjahr 
für den Sender arbeiten.

Die bisher immer noch unter-
schiedlichen Regelwerke für Ex-
ORB- und Ex-SFB-Beschäftigte sol-
len nun zum 1. Januar 2008 durch 
einen einheitlichen Tarifvertrag ab-
gelöst werden. „Mit dem Ergeb-
nis sind wir recht zufrieden“ sagt 
Jürgen Schäfer, einer der Sprecher 
der Freienvertretung rbbpro und 
ver.di-Freienvertreter, „wir konn-
ten die soziale Absicherung der 
Freien in einigen Punkten  verbes-

sern“. Zudem gebe es eine Klau-
sel, dass Freie auch dann vertrag-
lich geschützt sind, wenn sie aus-
nahmsweise nur 36 statt 42 Ar-
beitstage im halben Jahr nach-
weisen können.

Ein wesentlicher Erfolg sei die Zu-
sage des RBB, die Prognose für die 
Freien in der Produktion auf acht 
Tage im Monat, also auf 96 Tage 
im Jahr, zu erhöhen. Außerdem 
können die acht Prognosetage in 
gewissem Rahmen flexibel über 
das Jahr verteilt werden. In die-
sem Punkt war der Sender bereit, 
die Dienstanweisung zu ändern. 
Auf Vorschlag des RBB wurden 
auch Regelungen über Kinderbe-
treuungszeiten getroffen und für 
den Fall, dass ein Kind krank wird.

Und obwohl es den Freienvertre-
tern nicht gelungen ist, die Zwangs-
pausen wegzuverhandeln, konn-
ten die negativen Folgen begrenzt 
werden: So wurde vereinbart, dass 

Zuschüsse im Krankheitsfall nach 
Rückkehr aus der Zwangspause 
sofort gezahlt werden und nicht 
erst nach 42 Arbeitstagen. Es sei 
nicht einzusehen, so Schäfer, dass 
jemand, der sechs Jahre oder län-
ger beim RBB gearbeitet hat, nach 
einer Zwangspause keinen Schutz 
hat, weil er noch nicht wieder ein 
halbes Jahr gearbeitet hat. In die-
ser Sache sei der RBB den Freien 
entgegengekommen.

Urlaub wird zukünftig – wie 
schon bisher im Ex-ORB – nach 
Kalendertagen berechnet. Kon-
kret bedeutet dies, dass Urlaub 
auch an Wochenenden und Fei-
ertagen genommen werden kann 
und das sogar rückwirkend! Al-
lerdings brachte die ORB-Rege-
lung summa summarum weniger 
Geld ins Portemonnaie. „Daher ha-
ben wir uns dafür eingesetzt, dass 
es mehr Urlaubstage gibt, um das 
SFB-Niveau zu halten“, so Schä-
fer. Erreicht wurden 42 Urlaubs-
tage im Jahr für alle. Der Haken: 
Freie, die über 36.000 Euro im 
halben Jahr verdienen, bekom-
men kein Urlaubsgeld mehr. Al-
lerdings betrifft dies nur sehr We-

nige. Um die Ausweitung auf 42 
Urlaubstage beim RBB zu erreichen, 
haben die Verhandler eingeräumt, 
ein Prozent der vereinbarten Ho-
norarerhöhung zu verrechnen.

Noch im Gange sind die Ver-
handlungen zu den Honorarstruk-
turen und -höhen. „Am weites-
ten sind wir im Bereich Hörfunk“, 
so Schäfer. Anfang 2008 werde 
man beginnen, über Summen zu 
sprechen. Dass dies kein Spazier-
gang wird, sei allen klar. ucb

Freienvertretung im RBB handelt 
Verbesserungen für Arbeitnehmerähnliche – Honorarstrukturen fehlen noch 
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Verlage, Druck  

und Papier

Rücktritt

Nach Redaktionsschluss:
Der Geschäftsführende Verbands-
vorstand (GVV) des ver.di-Sen-
derverbandes im RBB ist auf seiner 
Sitzung am 30.11.2007 geschlos-
sen zurückgetreten und hat den 
Weg für Neuwahlen freigemacht. 
Anlass ist die Kritik der Mitglie-
der an der Tarif- und Informati-
onspolitik des GVV. Der Verbands-
vorstand sieht sich für das entstan-
dene Misstrauen verantwortlich. 
Anfang 2008 wird es Neuwah-
len zum Verbandsvorstand ge-
ben. Alle interessierten Mitglie-
der sind aufgefordert, sich zu 
beteiligen und als Kandidaten 
zur Verfügung zu stehen.  ucb
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tierte Rekonstruktion einer Nazi-
Propagandaschau von 1938 zu 
sehen: „Das verdächtige Saxo-
phon. ‚Entartete Musik’ im NS-
Staat“ ist ein Gemeinschaftspro-
jekt der Stiftung Berliner Philhar-
moniker mit der Tonhalle Düssel-
dorf.

Ein ganz anders geartetes und 
wohlverdientes Geburtstagsge-
schenk wurde im November den 
nichtkünstlerischen Beschäftigten 
zuteil. Für sie hatten seit Stif-
tungsgründung 2002 lediglich in-
dividuelle Regelungen gegolten, 
kein kollektives Tarifrecht. ver.di-
Fachsekretärin Sabine Schöne-

burg zur erzielten Tariflösung: 
„Wir konnten gleichzeitig vier 
Verträge abschließen, einen Haus-
tarifvertrag als echt moderne Re-
gelung im öffentlichen Dienst, ei-
nen Vergütungstarifvertrag, ei-
nen Vertrag über die Veranstal-
tungsbetriebszulage sowie einen 
Haustarif für Auszubildende – 
wirklich ein toller Erfolg für die 
Beschäftigten im Jubiläumsjahr!“

Mehrarbeit konnte mit dem Ta-
rifwerk verhindert werden, die 
wöchentliche Arbeitszeit von 
38,5 Stunden bleibt festgeschrie-
ben. Sogar rückwirkend zum 1. 
Januar 2007 wurde eine Lohner-

höhung um vier Prozent verein-
bart. „Altbeschäftigte“ erhalten 
weiterhin Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld. Für alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die häufig 
an Sonn- und Feiertagen sowie in 
unregelmäßigen Schichten einge-
setzt werden, gibt es eine große 
Veranstaltungsbetriebszulage von 
21 Prozent der tatsächlichen Ver-
gütung plus drei zusätzliche Ur-
laubstage, eine kleine solche Zu-
lage berechnet sich für An-
spruchsberechtigte aus 13 Pro-
zent der Vergütung und zwei zu-
sätzlichen Urlaubstagen.

Der Mantel des Tarifvertrages 
ist analog zu den Bestimmungen 
des TVÖD dynamisch gestaltet, 
das Entgelt statisch. Es besteht al-
lerdings eine zeitversetzte Ver-
handlungsverpflichtung, sofern 
durch die Vereinigung kommuna-
ler Arbeitgeber anderswo Entgelt-
erhöhungen vereinbart werden.

Die Tarifverträge wurden am 
15. November unterzeichnet und 
sind im Stiftungsrat unter Vorsitz 
von Klaus Wowereit bereits be-
stätigt worden.  neh

 

Die Berliner Philharmoniker fei-
erten in diesem Jahr ihr 125jähri-
ges Gründungsjubiläum mit Fest-
konzert, Tag der offenen Tür, 
Ausstellungen und Würdigun-
gen. ver.di und die Tarifkommissi-
on fügten dem Gratulationsrei-
gen eine spezielle Note hinzu: Ta-
rifverträge für das nichtkünstleri-
sche Personal.

Das Berliner Philharmonische 
Orchester gilt als eines der besten 
der Welt. Es wurde immer auch 
von Weltstars am Dirigentenpult 
geprägt – durch Arthur Nikisch, 
Richard Strauß, Gustav Mahler, 
jahrzehntelang durch Wilhelm 
Furtwängler und Herbert von Ka-
rajan, durch Claudio Abado so-
wie den heutigen Chefdirigenten 
Simon Rattle. Das Orchester 
schenkte seinem Publikum 2007 
wiederum wundervolle musikali-
sche Erlebnisse, setzte sich im Ju-
biläumsjahr aber auch mit der ei-
genen Geschichte auseinander, 
u.a. mit der durchaus selbstkriti-

schen Ausstellung: „Das Reichs-
orchester – die Berliner Philhar-
moniker im Nationalsozialismus“, 
die die Jahre 1933 bis 1945 be-
leuchtete. Noch bis zum 31. De-
zember ist – ebenfalls im Foyer 
der Philharmonie – die kommen-
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Spezielle Note im Jubiläumskonzert
Tarifverträge für das nichtkünstlerische Personal der Berliner Philharmoniker vereinbart

Die Märkisch-Oderland-Kultur 
GmbH (MOL), die zahlreiche 
ehemals kommunale Kulturein-
richtungen und die Musikschu-
len der Region unter ihrem Dach 
vereint, ist seit längerem in Fi-
nanznöten und von Insolvenz 
bedroht. ver.di hat im November 
einem Tarifvertrag zugestimmt, 
der die Stabilisierung der MOL 
GmbH unterstützen soll. Die 

knapp vierzig Beschäftigten ver-
zichten damit für die nächsten 
drei Jahre auf Sonderzuwendun-
gen und werden im Gegenzug 
vor betriebsbedingten Kündigun-
gen geschützt. Der Tarifvertrag ist 
an die Bedingung geknüpft, dass 
der Kreis die gedeckelten Zuwen-
dungen an die Kultur GmbH für 
die nächsten drei Jahre auf glei-
cher Höhe beibehält. Sollte die 

MOL Überschüsse erwirtschaf-
ten, besteht eine Verhandlungs-
verpflichtung, wie die Beleg-
schaft daran beteiligt wird. 
Zudem wurde ein paritätisch be-
setzter Ausschuss gegründet, 
der die geplanten Umstrukturie-
rungen begleiten soll. Dort sind 
die Beschäftigten durch sechs 
Kolleginnen und Kollegen ver-
treten.  red.

Tarifvertrag soll MOL GmbH stabilisieren

Gleichzeitig vier 

Verträge abgeschlossen

„Das verdächtige Saxophon“ bis Jahresende im Foyer der Philharmonie

Foto: transit/v. Polentz

Ganze Vielfalt!

Im November haben Berliner 
Kulturveranstalter einen gemein-
samen Brief von Tip und Zitty er-
halten, in dem die Stadtmagazi-
ne mitteilen, dass die Eingabe 
von Veranstaltungsdaten in Zu-
kunft nicht mehr kostenfrei er-
folgt. Die Berliner Bühnen wer-
den in ihrer nächsten Spielzeit-
AG-Sitzung beraten, wie sie da-
gegen vorgehen. Der Rat der 
Künste wurde gebeten, das 
Thema auf die Dezember-Tages-
ordnung zu setzen.
Tip und Zitty sind Stadtmagazi-
ne und leben davon, dass sie 
zuverlässig die Vielfalt des Berli-
ner Freizeit-Angebotes veröf-
fentlichen. Dafür bezahlen die 
Käufer. Die erwarten dann aller-
dings Vollständigkeit. Da alle 
Kultur- und Bildungsinstitutio-
nen betroffen sind und speziell 
die finanzschwächeren ein Pro-
blem bekommen, wäre gemein-
sames Vorgehen wichtig, meint 
man im ver.di-Bezirk Berlin. 

Fachgruppe

Theater und 
Bühnen



Schulungen

Bildungsprogramm 2008
Die Bildungsprogramme 2008 
der verschiedenen ver.di-Bil-
dungsträger mit Angeboten für 
gewerkschaftspolitische Semi-
nare und Schulungen für Be-
triebs- und Personalräte liegen 
in den ver.di-Geschäftsstellen 
vor. Angebote können auch he-
runtergeladen werden unter: 
www.verdi-bildungsportal.de

„Alter Krug“. Dahlem, Königin-
Luise-Str. 52, 14195 Berlin.

Seniorengruppe Funkhaus 
Weihnachtsfeier am 17. Dezember, 
14 Uhr, Springbornklub, Spring-
bornstr. 13, S-Bahn Schöneweide, 
Bus 160

Bezirk Berlin: gewerkschaftsöf-
fentliche Mitgliederversammlung 
des Seniorenausschusses am 28. 
Januar, 11 Uhr  im Gewerkschafts-
haus, Köpenicker Str. 30, Raum 
4.12. Vorstandssitzung: 14. Janu-
ar (gleiche Zeit u. Ort)
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gründungshilfen), Anmeldeforma-
lia, soziale Absicherung für Freie 
(Künstlersozialkasse),  betriebs-
wirtschaftliche und steuerliche 
Aspekte, Gemeinschaftsgründun-
gen.

Tagesseminar „Selbstvermark-
tung freier journalistischer Ar-
beit“ am 25. März, 9.30 bis 16.30 
Uhr, ver.di-Haus, Köpenicker Str. 
30, Raum 4.12
Inhaltliche Schwerpunkte: Das 
Seminar soll Sicherheit bei der Er-
schließung des Medienmarktes 
geben. Es gibt Tipps zu: Kontakt-
aufbau, Marktbeobachtung, Ho-
noraren, Informationsbeschaf-
fung, Mehrfachverwertung, Tech-
nik und neuen Medien, Gemein-
schaftsgründungen
Anmeldung: Tel. 030/8866-4106, 
E-Mail: Andreas.Koehn@verdi.de, 
ver.di Berlin-Brandenburg, FB 8, 
Köpenicker Str., 30, 10179 Berlin.
Mitglieder zahlen 13, Nichtmit-
glieder zahlen 50 Euro.

 Theater & Bühnen

Sitzungen des Geschäftsführen-
den Vorstands der Fachgruppe 10 
finden i. d. R. am 2. Montag des 
Monats statt, der erweiterte Vor-
stand tagt alle zwei Monate.  In-
formationen: Georgia Weiland 
Tel. 030/ 88 66-54 12. 

 Aktive Erwerbslose

Die Erwerbslosen von ver.di 
Berlin treffen sich jeden 2. und 4. 
Donnerstag im Monat um 17.30 
Uhr in der Köpenicker Str. 30. Kon-
takt: Ulla Pingel, Tel. 030/621 24 
50, E-Mail: ulla.pingel@gmx.de. 
Claudia Spreen, Tel. 030/6 26 62 
45, E-Mail: CLSPR@t-online.de. 
Bernd Wagner, Tel. 01 60/770 59 
05, E-Mail: bernd.wagner@verdi-
berlin.de  

 Senioren

ADN-Senioren: Am letzten Mon-
tag jedes Monats (Dez. entfällt) 
um 14 Uhr in der Begegnungs-
stätte der Volkssolidarität, Torstr. 
203-206, 10115 Berlin. 

„Alte-Barden-Runde”: Jeden 
zweiten und vierten Mittwoch im 
Monat um 15 Uhr im Restaurant 
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 Verlage, Druck, Papier

Stammtisch an jedem zweiten 
Donnerstag im Monat, 17 Uhr, im 
Restaurant „Heidelbeere“, am 
Heidelberger Platz. 
  
 Musik

Konzerte in der Medien Galerie: 
Die Fachgruppe Musik veranstaltet 
in Zusammenarbeit mit den Musik-
schulen immer am letzten Schul-
freitag des Monats, Beginn 19.00 
Uhr, eine Konzertreihe in der Me-
dien Galerie, Dudenstr. 10  10965 
Berlin, direkt am U-Bahnhof Platz 
der Luftbrücke. Eintritt frei. Kon-
takt: lutzfussangel @t-online.de

Alle Mitglieder sind herzlich zu 
den Sitzungen des Landesfach-
gruppenvorstandes eingeladen. 
Nachfrage bei Anke Jonas, Tel.  
0 30/88 66 54 03

 Medien

Actorstable für Darstellerinnen 
und Darsteller der Film- und Fern-
sehbranche an jedem ersten Mon-
tag im Monat ab 18 Uhr im Café 
Rix, Karl-Marx-Str. 141 (direkt U-
Bhf. Karl-Marx-Str.) Gedankenaus-
tausch, thematische Schwerpunkte, 
Rückfragen: Tel. 030/8 34 16 01, 
Evelin Gundlach.

Medientreff für dju-Mitglieder 
und freie Medienschaffende aus Pri-
vatrundfunk, Film AV-Produktion 
und Neuen Medien am zweiten 
Dienstag im Monat um 19 Uhr  
Nächste Termine am 8. Januar 
und 12. Februar. Der Veranstal-
tungsort steht noch nicht fest. 
Siehe www.dju-berlinbb.de 

Seminare
Tagesseminar „Existenzgrün-
dung für Journalisten, Medien-
berufler und Künstler“ am 11. 
März, 9.30 – 16.30 Uhr, ver.di-
Haus, Köpenicker Str. 30, 10179 
Berlin, Raum 4.12
Inhaltliche Schwerpunkte: Exis-
tenzgründung aus der Arbeitslo-
sigkeit, Förderungsmöglichkeiten 
(Überbrückungsgeld u. a. Existenz-

 Literatur

Lesemarathon 2008
Termine und Themen siehe Seite 
11 in diesem Sprachrohr.

VS-Stammtisch: Jeden ersten 
Donnerstag im Monat im „Terzo 
Mondo“ ab 19 Uhr, Grolmanstr. 
28, zwei Minuten vom U-Bhf Uh-
landstr. (U 15) oder vom S-Bhf Sa-
vignyplatz entfernt.

Reihe fast vergessene Schrift-
stellerinnen und Schriftsteller. 
Für die Fortsetzung dieser Reihe 
ab 2008 wurden Vorschläge erar-
beitet. Sie betreffen folgende Au-
toren: Theodor Wolff (1868-
1943), Erdmann Graeser, Erich 
Mühsam (1878-1934), Julius von 
Voß (1768-1832), August Fried-
rich Ernst Langbein (1757-1835), 
Karl Bleibtreu (1859-1928), Hein-
rich Seidel (1842-1906), Julius 
Wolff (1834-1910), Georg Heym 
(1887-1912), Julius Rodenberg 
(1831-1914), Paul Schlenther, 
(1854-1916), Barbara Noack 
(*1924), Hermann Sudermann 
(1857-1928), Dieter Meichsner 
(*1928), Rudi Strahl, Julius Bier-
baum, Arno Holz (1863-1929), 
Max Kretzer (1854-1941), Franz 
Fühmann (1922-1984)
Wer einen Abend zu diesen vor-
geschlagenen Autorinnen und 

MedienGalerie

Seit 22. November zeigt die Me-
dien Galerie eine Auswahl von Neu-
ruppiner Bilderbögen. Die Gemein-
schaftsschau in Kooperation mit 
dem Museum Neuruppin läuft 
noch bis 4. Januar, geöffnet ist mon-
tags und freitags von 14 bis 16 
Uhr, dienstags von 17 bis 19 und 
donnerstags von 14 bis 19 Uhr.
Danach folgt eine Wanderaus-
stellung der Stiftung Topographie 
des Terrors: „Vor aller Augen. 
Fotodokumente des nationalso-
zialistischen Terrors in der Pro-
vinz“. Die Schau, die 100 Fotos 
aus lokalen Archiven Deutsch-
lands vereint, tritt der These ent-
gegen, dass die Bevölkerung von 
den Nazi-Gräueltaten nichts ge-
wusst habe. Der „Terror war all-
täglich“, wird stattdessen belegt. 
Eröffnung am 22. Januar, 18 
Uhr. Es sprechen Detlef Hent-
sche, letzter IG-Medien-Vorsit-
zender, und Andreas Nachama, 
Direktor der Stiftung Topogra-
phie des Terrors. 
Siehe: www.mediengalerie.org 

Die HOMEPAGE des ver.di-FACHBEREICHES 8 
im Landesbezirk Berlin-Brandenburg ist erreichbar unter: 

www.medien-kunst-industrie.bb.verdi.de
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wie das gesamte Layout des Pla-
kats lassen den Schluss zu, dass 
es sich bei den Fotografen um 
Personen handeln dürfte, die zum 
einen mit einer professionellen 
Fotoausrüstung unterwegs sind, 
und zum anderen um Personen, 
die an der Namhaftmachung po-
litisch missliebiger Personen ein 
gesteigertes Interesse haben“. Nun 
schienen die Ermittler bereits di-
verse Journalisten zu kennen, die 
sie immer mal wieder am Rande 
von Demonstrationen oder Par-
teitagen antrafen und dem äuße-
ren Anschein nach der linken/links-
extremistischen Szene zuordnen, 
da sie gezielt Aufnahmen von Ver-
sammlungsteilnehmern der rech-
ten Aufzüge anfertigten.“ Da die-
ses Verdachtsmuster jedoch auf 
nahezu jeden leger gekleideten 
Lokaljournalisten zuträfe, erfan-
den die Staatsschützer ein weite-
res Kriterium, um „gute“ von 
„bösen“ Journalisten unterschei-
den zu können – den zu beob-
achtenden Arbeitseifer: „Die zu 
beobachtende Vehemenz bei der 
Aufnahmenfertigung übersteigt 
nach allgemeiner Lebenserfah-
rung die journalistische Neugier 
bei weitem.“ 

Nachdem so das Täterprofil klar 
umrissen schien, brauchte es Ver-
dächtige. Da sich auf dem Plakat 
kein Urheberhinweis befand, wur-
den auf dem nächsten Neonazi-
aufmarsch in Berlin alle Fotojour-
nalisten mit professioneller Aus-
rüstung kontrolliert und pauschal 
zu Verdächtigen erklärt, immerhin 
26 Personen. Sechs davon wählte 
man als besonders verdächtig aus, 
weitere sechs wurden aus einer 
anscheinend beim Berliner Lan-
deskriminalamt (LKA) geführten 
Datei über Fotojournalisten hin-
zugenommen. Über diese zwölf 
Personen – allesamt Journalisten 

mit Presseausweis – wurden Er-
kenntnisse zusammengetragen, 
Wohnanschriften abgefragt und 
die Arbeitsstätten ermittelt. Da 
man den Angaben offenbar nicht 
traute, wurde sogar eine Obser-
vation der Beschuldigten ange-
ordnet – ohne jeden richterlichen 
Beschluss. 

Dann tippte man die Namen 
der Verdächtigen bei Google ein 
und stellte fest: Einige der Ver-
dächtigen arbeiten in der Medi-
enbranche, bei den Zeitungen 
Berliner Morgenpost,  taz, Jungle 
World oder dem Fernsehsender 
RTL, andere sind Inhaber von Fo-
toagenturen oder Medienwebsi-
tes. Nach fünfmonatiger, durch 
nichts legitimierter Ermittlungsar-
beit beantragten die Ermittler für 
alle zwölf Fotografen und deren 
Arbeitsstätten (u.a. RTL und der 
Stromkonzern Nuon) einen Durch-
suchungsbeschluss bei der Berli-
ner Staatsanwaltschaft. Zudem 

wurde angeregt, alle „Verdächti-
gen“ langfristig verdeckt zu ob-
servieren, da nicht alle Wohnan-
schriften hätten einwandfrei er-
mittelt werden können. Gefun-
den werden sollten bei den Durch-
suchungen neben Datenträgern 
aller Art auch Handys. Damit 
führten die Ermittler zugleich die 
eigenen Kriterien ad absurdum, 
da das Fotografieren mit Handys 
als ein vom LKA eingeführtes Ab-
grenzungsmerkmal zwischen Pro-
fis – die man ja suchte – und Ama-
teuren gilt. 

Das Durchsuchungsansinnen 
wurde abgeschmettert – es läge 
keine Straftat vor, zudem handele 

Beamte des Staatschutzes sind 
spezialisiert auf politisch motivier-
te Straftaten. Sie sollen zu began-
genen Delikten ermitteln. Wie 
immer geartete politische Szenen 
zu durchleuchten, gehört nicht 
zu ihren Aufgaben. Dass dieser 
Grundsatz, sei es durch „Betriebs-
blindheit“ oder gewachsene per-

sonalisierte Feindschaft, im Fall 
etlicher Berliner Pressefotografen 
offensichtlich nicht eingehalten 
wurde, sorgte im Oktober 2007 
für erheblichen Wirbel. 

Was war geschehen? Bei einem 
Antifa-Aktivisten fanden Polizis-
ten im November 2005 einige Pla-
kate mit Fotos von Berliner Neo-
nazis. Diese Fotos konnte man 
herausschneiden und als Memo-
ry-Spiel verwenden. Eine öffentli-
che Verbreitung des Kartenspiels 
konnte trotz intensiver polizeili-
cher Ermittlungen nicht festge-
stellt werden. Der ermittelnde Be-
amte vermutete jedoch einen 
Verstoß gegen das Kunsturheber-
gesetz und leitet von sich aus ein 
Verfahren gegen „Unbekannt“ ein. 
Bereits hier zeigte sich ein man-
gelndes Rechtsverständnis: Zum 
einen wäre ein derartiger Verstoß 
ein Delikt, gegen das Anzeige er-
stattet werden müsste, ein so ge-
nanntes Antragsdelikt. Von Amts 
wegen wird da nicht ermittelt. 
Zum anderen müssten sich Er-
mittlungen prinzipiell gegen die 
Urheber des Plakates richten. Prak-
tisch zielten sie allerdings gegen 
Fotografen, welche die Fotos ge-
schossen haben könnten. Im Er-
mittlungsbericht heißt es dazu: 
„Die Qualität der Aufnahmen so-

es sich um ein absolutes Antrags-
delikt. Das gesamte Verfahren sei 
unverzüglich einzustellen, hieß es 
bei der Staatsanwaltschaft. Der 
Beschluss wurde zusätzlich mit 
der Anmerkung versehen, dass – 
selbst wenn ein Anfangsverdacht 
vorgelegen hätte – die geplanten 
Ermittlungsmethoden nicht durch 
die Strafprozessordnung gedeckt 
und völlig unverhältnismäßig sei-
en. Dass Straftaten offenbar von 
Ermittlungsbehörden erst kon-
struiert werden, um auf deren 
Grundlage dann Betroffene zu 
durchleuchten, derartiges war mit 
dem Staatsanwalt nicht machbar. 
Tatsächlich entspräche ein sol-
ches Vorgehen ja auch eher dem 
Selbstverständnis eines Geheim-
dienstes.

Negative Auswirkung hatte 
dieses Verfahren trotzdem: Bei ei-
nem der Beschuldigten wurde es 
benutzt, um zu begründen, dass 
er ein amtsbekannter „Antifa-Fo-
tograf“ sei. Das führte zu einer 
polizeilichen Beschlagnahmung 
seiner Kameraausrüstung. Ande-
re Betroffene berichteten von 
Versuchen, ihnen die Akkreditie-
rung bei Empfängen oder Staats-
besuchen zu verweigern. Ein Fo-
tograf, der nicht nur dem LKA am 
Rande eines Neonaziaufmarsches 
auffiel, sondern auch Fotografen 
der neonazistischen so genann-
ten Anti-Antifa, geriet doppelt ins 
Visier: Zwei stadtbekannte Neo-
nazis zogen sein Bild später aus 
ihrer „Feindkartei“, gingen zum 
besagten Staatsschutz und be-
schuldigten ihn, gegen sie ge-
walttätig geworden zu sein. Der  
„polizeibekannte“ Fotojournalist 
sah sich in der Folge mit einem 
Ermittlungsverfahren, polizeilichen 
Durchsuchungen und horrenden 
Anwaltskosten konfrontiert.  

 Ruben Wesenberg

Ermitteln um jeden Preis: Fotografen im Visier 

Von Amts wegen ermitteln

seltsam ausgelegt
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Ausrüstung weg – keine 

Akkreditierung


